
2017
2

Die Journalistenverbände informieren | 12. Jahrgang� www.journalistenblatt.de

Herausgeber

Journalistenblatt

IPI-Weltkongress 
Hamburg 2017� 4

Die richtige Wahl –  
Coach oder Berater?� 24

Fefe: Mechanismen des  
Überwachungsstaats� 18

Die Exklusivreportage aus Doha ab Seite 10

Sami El Haj, Direktor des Zentrums  
für Bürgerrechtliche Freiheiten  
und Menschenrechte bei Al Jazeera, 
Vorstandsmitglied des International 
Press Institute (IPI)

 Al Jazeera 
News für die Welt



Join hundreds of top media executives, editors and journalists who care about 
quality journalism.







Fo
to

: N
Es

tu
di

oter ungeklärten Umständen im März in ei-
nem Krankenhaus in Sibirien.

Vier syrische Journalisten, die in der Tür-
kei im Exil lebten, wurden dort bei Angriffen 
des IS getötet, ein Beispiel für die allgegen-
wärtige Bedrohung durch extremistische 
Gewalt. 2015 wurden etwa 45 Journalisten-
Todesfälle mit Hinrichtungen oder Attenta-
ten durch militante islamistische Extremis-
ten im Mittleren Osten, Nordafrika, Europa 
und Südostasien in Verbindung gebracht. 
Eine Zahl, die erfreulicherweise auf vier im 
Jahr 2016 sank.

Die letzten Jahre haben jedoch gezeigt, 
dass die EU-Staaten wenig immun gegen 
andere traditionelle Bedrohungen sind. Eine 
stagnierende Weltwirtschaft – kombiniert in 
einigen Staaten mit der Manipulation von 
Werbemärkten oder der Möglichkeit von 
Medienmogulen, Staatsausschreibungen 
für sich zu gewinnen – setzt die kommerzi-
elle Lebensfähigkeit von unabhängigen Me-
dien, insbesondere jenen, die sich für inves-
tigativen Journalismus engagieren, weiter 
unter Druck. In Deutschland wurden straf-
rechtliche Untersuchungen gegen den Sa-
tiriker Jan Böhmermann eingeleitet, weil er 
sich mit einem vulgären Gedicht über den 
türkischen Staatspräsidenten Erdoğan lus-
tig gemacht hatte. In Osteuropa, in Staaten 
wie Ungarn oder Polen, arbeiten offizielle 
Stellen daran, öffentlich-rechtliche Rund-
funkanstalten unter politische Kontrolle zu 
bringen. Die Mächtigen versuchen, mit Zivil-
klagen vermeintlichen Verleumdungen mit 
hohen Schadensersatzansprüchen entge-
genzutreten, und in einigen Staaten, vor al-
lem der Türkei, zeigen die Offiziellen eine be-
unruhigende Bereitschaft, mit Steuern und 
anderen Regulierungsinstrumenten Kritiker 
mundtot zu machen.

Mittlerweile entstehen neue Bedro-
hungen. Das Internet verspricht zwar ei-
nen freieren Austausch von Ideen und In-
formationen, aber das Versprechen wird 
zunehmend von Propaganda und vorge-
fertigten Inhalten beschädigt, wie man es 
möglicherweise bei den Wahlen in die-
sem Jahr in Frankreich, Großbritannien 
und Deutschland sowie den US-Präsident-
schaftswahlen in 2016 beobachten konnte. 
Die Regierungen haben eine größere 
Macht zum Abschalten von Websites und 
Netzwerken gewonnen, und Gesetze, die 
die Meinungsfreiheit im Internet beschrän-
ken, haben sich vervielfacht. Gleichzeitig 
lassen Armeen von Online-Trollen Bedro-
hungen und Missbrauch mit immer größe-
rer Heftigkeit wachsen.

Schlimmer noch, Feinde der Medien-
freiheit haben den Begriff „Fake News“, also 
gefälschte Nachrichten, beschlagnahmt, 
um Kritiker zu diskreditieren und das Ver-
trauen in die Medien weiter zu untergra-
ben. Scheinbar gut gemeinte Bemühun-
gen, das Phänomen zu bekämpfen – wie in 
Deutschland die Maßnahme, Social-Media-
Plattformen mit bis zu 50 Mio. Euro Strafe 
wegen nicht schnell genug entfernter Hetz-
reden oder künstlich erzeugter Beiträge mit 
verleumderischen Inhalt zu belegen – re-
sultieren letztendlich in einer Beeinträchti-
gung der freien Meinungsäußerung.

Seit mehr als 65 Jahren arbeitet das in 
Wien ansässige International Press Institute 
(IPI) – ein globales Netzwerk von Redakteu-
ren, Medienschaffenden und führenden 
Journalisten, die sich der Förderung und Si-
cherung der freien Meinungsäußerung, dem 
uneingeschränkten Zugriff auf Nachrichten 
und Informationen sowie der Verbesserung 
von journalistischen Praktiken verschrieben 
haben – an der Bekämpfung bestehender 
und aufkommender Bedrohungen der Mei-
nungsfreiheit. In Zusammenarbeit mit dem 
deutschen Nationalkomitee, in deren Vor-
stand Vertreter des Journalistenzentrum 
Deutschland sitzen, wird der Weltkongress 
2017 vom 18. bis 20. Mai in Hamburg veran-
staltet. Unter dem Titel „Aufbau des Journa-
lismus, den wir brauchen – Medienfreiheit 
und Qualität im digitalen Zeitalter“ werden 
über 300 führende Medienvertreter und Ex-
perten und mehr als 40 hochkarätige Refe-
renten zusammenkommen, um über diese 
Herausforderungen zu diskutieren.

In Podiumsdiskussionen, Interviews, De-
batten und praktischen Workshops werden 
die Teilnehmer die globale Vertrauenskrise in 
die Medien untersuchen und die Beziehung 
zwischen Medien, Social-Media-Anbietern 
und Nachrichtensuchmaschinen beleuch-
ten. Außerdem wird veranschaulicht, wie 
man Journalismus jenseits von Meinungs-
mache und Propaganda praktiziert.

Wir hoffen, dass Sie dabei sein können 
und freuen uns darauf, weiterhin mit Kolle-
gen auf der ganzen Welt zusammenzuar-
beiten, um den unendlichen Kampf um das 
Grundrecht auf freie Meinungsäußerung 
weiterzukämpfen.�

Steven M. Ellis ist Direktor für Recht und 
Kommunikation beim International Press 
Institute (IPI). Er schloss sich IPI im Jahr 2011 
nach dem Ende seiner Tätigkeit als 
Journalist an Berufungsgerichten und bei 
Gerichtswahlen in Los Angeles an.  
Als lizenzierter Anwalt arbeitete Ellis zuvor 
in Michigan und hat auch in öffentlichen 
und regierungsnahen Einrichtungen 
mitgewirkt .

Journalisten leben gefährlich, insbesondere, wenn sie in Krisenregionen arbeiten. 
Die Bedrohung kann dabei sowohl von Terrororganisationen als auch von behörd-
licher Seite ausgehen 

5Journalistenblatt 2|2017



Das International Press Institute 
(IPI) hat in Zusammenarbeit mit 
International Media Support 

(IMS) den äthiopischen Journalisten und 
Blogger Eskinder Nega zum 69. IPI World 
Press Freedom Hero benannt. Nega wurde 
2011 inhaftiert, nachdem er Kritik übte an 
dem Missbrauch der Anti-Terror-Gesetze 
durch den Staat, um die Presse zum Schwei-
gen zu bringen. Die Auszeichnung würdigt 
Journalisten, die vor allem angesichts großer 
persönlicher Risiken einen bedeutenden Bei-
trag zur Förderung der Pressefreiheit geleis-
tet haben.

IPI und IMS benannten zusätzlich das 
afghanische Journalisten-Sicherheitskomi-
tee zum Preisträger des Free Media Pioneer 
Award 2017. Mit dem Preis werden Zeitun-
gen und Medienorganisationen ausgezeich-
net, die sich durch Innovationen in Sachen 
Informationszugang und -qualität hervortun 
oder insgesamt positive Entwicklungen für 
Journalisten und die Mediengemeinschaft 
fördern.

Als langjähriger Kritiker der äthiopi-
schen Regierung hat Eskinder Nega seit sei-
ner Verhaftung am 14. September 2011 mehr 
als 2.000 Tage im Gefängnis verbracht. We-
nige Tage vor seiner Verhaftung veröffent-
lichte er eine Kolumne über den staatlichen 

Missbrauch der Anti-Terror-Gesetze. Im Juni 
2012 wurde Nega aufgrund haltloser Ter-
rorvorwürfe zu 18 Monaten Gefängnis ver-
urteilt. Noch im selben Jahr hat die UN-Ar-
beitsgruppe für willkürliche Verhaftungen 
festgestellt, dass die Inhaftierung Negas ge-
gen das Völkerrecht verstößt, und seine Frei-
lassung gefordert.

Schon seit Anfang der 1990er-Jahre, als 
Eskinder Nega anfing zu schreiben, war er 
Schikanen und Druck von offiziellen Stellen 
ausgesetzt. 2005 wurden er und seine Frau, 
die Journalistin Serkalem Fasil, wegen Hoch-
verrats verhaftet, als sie über das scharfe Vor-
gehen der Regierung gegen Demonstran-
ten berichteten, die gegen die umstrittenen 
Parlamentswahlen protestierten. Diese wur-
den von der amtierenden „Revolutionäre 
Demokratische Front der Äthiopischen Völ-
ker“ (Ethiopian Peoples’s Revolutionary De-
mocratic Front, kurz EPRDF) gewonnen. Fasil 
hatte später im Gefängnis einen Sohn gebo-
ren. Im April 2007 haben die Machthaber das 
Paar zwar entlassen, schlossen aber gleich-
zeitig dessen Firma und untersagten Nega 
die Arbeit als Journalist.

Das afghanische Journalisten-Sicher-
heitskomitee (Afghan Journalists Safety 
Committee, kurz AJSC) ist ein wegweisen-
des Netzwerk von Journalisten und Sicher

heitstrainern, die mit Medienhäusern, Presse- 
clubs, Gewerkschaften, Organisationen der 
Zivilgesellschaft, Kommunalbehörden und 
Strafverfolgungsbehörden zusammenarbei-
ten, um Medienmitarbeiter bei ihrer Arbeit 
in Afghanistan zu schützen. Gegründet 2009 
bietet das AJSC den Journalisten und ihren 
Familien Unterstützung und Solidarität bei 
extremer Repression, Gewalt und menschli-
chen Tragödien.

Das AJSC bietet eine Hotline, die rund 
um die Uhr besetzt ist, sowie mehrere Zu-
fluchtshäuser in ganz Afghanistan. Es bietet 
Trainings auf beiden Gebieten an, sowohl in 
journalistischen Fähigkeiten als auch in Sa-
chen Sicherheit, einschließlich Risikobewer-
tung und Managementplanung, Erste Hilfe, 
Social Media und digitale Sicherheit. Darüber 
hinaus bietet es traumatisierten Journalisten 
Unterstützung durch ein Team von Psycho-
logen und Traumaseelsorgern. Im Einklang 
mit seinem gemeinschaftlichen Denken und 
Handeln bietet das AJSC spezielle Trainings 
für Polizei und Sicherheitskräfte, um die Zu-
sammenarbeit in Sicherheitsfragen noch 
weiter zu verbessern.

Beide Preise werden während einer ei-
genen Feier im Rahmen des jährlichen IPI 
World Congress und der Generalversamm-
lung am 18. Mai in Hamburg verliehen.�

Der mehrfach inhaftierte äthiopische Journalist Eskinder Nega  
ist zum IPI World Press Freedom Hero ernannt worden

Das afghanische Journalisten-Sicherheitskomitee wurde  
mit dem Free Media Pioneer Award 2017 ausgezeichnet

IPI ehrt herausragende Journalisten
Der WorldPress Freedom Hero Award und  
Free Media Pioneer Award 2017
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Das International Press Institute 
(IPI) wurde mit der Überzeugung 
gegründet, dass eine unabhän-

gige Presse zur Entstehung einer besseren 
Welt beitragen würde. Die Idee einer sol-
chen Organisation entstand in der Zeit nach 
dem Zweiten Weltkrieg, als extreme Pres-
semanipulationen zu Propagandazwecken 
noch lebhaft in Erinnerung vieler Menschen 
waren, was als Konsequenz in eine gene-
relle Senkung der journalistischen Standards 
und der Profession als Ganzes mündete. Die 
Konsequenzen des Krieges, steigender wirt-
schaftlicher Druck, Zensur, Weltungleichheit, 
Turbulenzen in der Weltdiplomatie und an-

dere Faktoren hatten eine große Auswirkung 
auf den journalistischen Berufszweig, sodass 
die Zeitungen ihre Glaubwürdigkeit verlo-
ren. Die Notwendigkeit für eine Institution 
wie IPI war offensichtlich.

Nur wenige Wochen vor der Entste-
hung des International Press Institute wur-
den 15 Redakteure, allesamt Gründer von 
IPI, zu US-Präsident Harry S. Truman in Wa-
shington D.C. geladen. Im Oktober 1950 
versammelten sich dann 34 Redakteure aus 
15 Ländern an der Columbia Universität in 
New York, um eine globale Organisation zu 
formen, die sich der Förderung und dem 
Schutz der Pressefreiheit und der Weiter-

entwicklung der journalistischen Praktiken 
widmen sollte. An der Gründung in New 
York nahm mit Erik Reger (Berliner Zeitung 
„Der Tagesspiegel“) auch ein Deutscher teil, 
was in den Nachkriegszeiten international 
durchaus keine übliche Gepflogenheit war. 
Die erste Geschäftsstelle mit der ursprüng-
lichen Besetzung von vier Personen hatte 
ihren Sitz in einem Raum des obersten 
Stockwerks der Neue Zürcher Zeitung in der 
Schweiz. Im ersten Jahrzehnt war IPI haupt-
sächlich in Europa und den Vereinigten 
Staaten von Amerika tätig. Die erste Haupt-
versammlung wurde 1952 in Paris abgehal-
ten und umfasste bereits 101 teilnehmende 

Die älteste Organisation  
im Engagement  
für die Pressefreiheit

Das IPI hat immer schon eine Brücke zwischen der Politik und den 
Medien geschlagen. Ob in Hamburg bei den bilateralen Gesprächen 
in den 1960er-Jahren …

… oder auf den Weltkongressen in Berlin oder 
Kapstadt (hier mit Friedensnobelpreisträger 
Nelson Mandela)
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startete ein afrikanisches Programm, um 
die heimischen Journalisten zu trainieren. 
Bis 1965 erstreckte sich der Einfluss von IPI 
als Weltorganisation durch seine Operatio-
nen auf 32 Länder. IPI setzte seine Expan-
sionswelle fort, indem es durch eine ver-
abschiedete Resolution nun auch leitende 
Radio- und Fernsehjournalisten als Mitglie-
der akzeptierte, was als Signal für IPIs fort-
laufende Anpassung an sich verändernde 
Zeiten gewertet werden kann.

IPI wirkte bei der Befreiung der chine-
sischen Brüder Quintin und Rizal mit, zwei 
Verleger und Redakteure der chinesischen 
staatlichen Nachrichten, die 1970 nach Tai-
peh deportiert wurden. Rizals Frau benannte 
ihr Mädchen im zweiten Vornamen mit Ipi, 
um ihre Wertschätzung für die Bemühun-
gen des Instituts um die Brüder auszudrü-
cken. 1972 war IPI ein Kandidat für den No-
belpreis. Es wurde „in Anerkennung an seine 
Organisationsarbeit für das Verständnis und 
den Frieden zwischen den Nationen“  vorge-
schlagen. IPIs Diskussionen über neue Tech-
nologien, insbesondere über elektronische 
Medien, standen in den 1970er-Jahren im 
Mittelpunkt der Arbeit. Das Sekretariat zog 
im Oktober 1976 von Zürich nach London. 

In den 1980er-Jahren dominierten die 
Ost-West-Beziehungen die Diskussionen auf 
der auf der ganzen Welt, und IPI war keine 
Ausnahme. IPI verfolgte die Veränderungen 
in Osteuropa, unterstützte die Reformen, 
die ein positives Ergebnis für die Medien be-
deuteten, und protestierte gegen die nega-
tiven Facetten. 1985 fand die 34. IPI-Haupt-
versammlung in Kairo/Ägypten statt und 
war somit die Erste, die in einem arabischen 
Staat abgehalten wurde. Unter den Haupt-
rednern waren unter anderem Hosni Muba-
rak und Boutros Boutros-Ghali. Das Institut 
wurde der erste Preisträger des neu kreier-
ten Türkischen Pressefreiheit-Preises über-
haupt. IPI konzentrierte sich weiterhin auf 
das Training von Journalisten, die neuen 
Technologien und ihre Auswirkungen auf 
die Zeitungsverlage. Der steigende Terro-
rismus auf der ganzen Welt entzündete die 
kontroverse Debatte, inwiefern die Medien 
mit dem Thema umgehen sollten. Die briti-
sche Premierministerin Thatcher sprach sich 
dafür aus, den Terroristen jegliche öffentli-
che Aufmerksamkeit zu entziehen, wohin-
gegen sich IPI für eine unvoreingenommene 
und genaue Berichterstattung aussprach. 
Das Treffen in Wien 1986 offenbarte die gro-

Redakteure aus 21 Ländern. Die folgenden 
Ziele, die in den frühen Entstehungszeiten 
gesetzt wurden und in der Präambel der In-
stitutsverfassung verankert sind, sind nach 
wie vor dieselben geblieben:
	� Die Förderung und Sicherstellung der 

Pressefreiheit, was konkret bedeutet: 
der freie Zugang zu Nachrichten, die 
freie Übermittlung von Nachrichten, 
die freie Veröffentlichung von Zeitun-
gen und die freie Meinungsäußerung.

	� Die Errungenschaft des Verständnisses 
zwischen Journalisten und auf diese 
Weise zwischen den Menschen.

	� Die Förderung des freien Austauschs 
von genauen und ausgewogenen 
Nachrichten zwischen den Nationen.

	� Die Weiterentwicklung von Handlungs-
weisen des Journalismus.

Die 1960er-Jahre markierten die wachsende 
Partizipation auf den anderen Kontinenten 
mit dem Start von IPIs Asien-Programm. 
Dieses zielte darauf ab, den Redaktionen 
unterstützend und beratend bei der Un-
tersuchung von Presseproblemen zur Seite 
zu stehen. Das Institut streckte seine Flügel 
auch zum afrikanischen Kontinent aus und 

… oder Lech Walesa, Gewerkschaftschef und 
Staatspräsident von Polen. Alle drei sind darüber 
hinaus Träger des Friedensnobelpreises 

Die Mächtigen waren immer Gast des IPI-Welt-
kongresses: ob der ehemalige US-Außenminister 
Henry Kissinger…

Auf dem Weltkongress des Jahres 2000 trat Al Gore, 
damaliger Vizepräsident der Vereinigten Staaten von 
Amerika, als Redner auf 
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ßen Sorgen über die Variationen von Strafen 
und Einschränkungen für Medien weltweit 
und resultierte in der Veröffentlichung einer 
Reihe von Wiener Beschlüssen (über Terroris-
mus, Tschernobyl, Südafrika etc.). 

Die 1990er-Jahre starteten mit einer viel-
versprechenden Nachricht für die Medien: 
1990 berichtete das japanische Fernsehen, 
dass Toyohiro Akiyama als erster Journa-
list im All sieben Tage in der Weltraumsta-
tion Mir verbrachte. Der Demokratieauf-
bruch in Zentral- und Osteuropa wurde 
für IPI in den frühen 1990ern ein zentrales 
Thema. Milan Šimečka, ein Philosoph, Essay-
ist und einer der bekanntesten Unterzeich-
ner der Charta 77 nach der Samtenen Re-
volution, wurde 1991 der erste Empfänger 
des neuen IPI-Freiheitspreises. Nelson Man-
dela nahm 1991 an der Hauptversammlung 
in Kyoto teil und betonte, dass es die Presse 
war, die ihm bei der Befreiung nach der drei-
jahrzehntelangen Gefangenschaft half. 1992 
zog die IPI-Hauptgeschäftsstelle von London 
nach Wien. Mit dem Umzug nach Zentraleu-
ropa war das International Press Institute nun 
näher an den neugeborenen Demokratien, 
um die dortigen Medien bei ihrer Transfor-
mation zu unterstützen und zu assistieren. 
Der „IPI-Pressefreiheit-Fonds“ wurde entwi-
ckelt, um Journalisten zu unterstützen, die 
gerne IPI-Mitglied sein möchten, sich je-
doch die Mitgliedsgebühren oder die Teil-
nahme an Veranstaltungen nicht leisten kön-
nen. Der Friedensprozess im Mittleren Osten 
stand ebenfalls auf der Agenda, weil das In-
stitut die Friedensbemühungen von Israel 

und Palästina und deren Standpunkte auf 
dem Weltkongress in Jerusalem 1996 kritisch 
bewertete. Der unabhängige russische Fern-
sehsender NTV war der erste Empfänger des 
„Freier Medienpionier“-Preises, gegründet 
von IPI und dem Freedom Forum. Im glei-
chen Jahr ging die erste IPI-Webseite online. 
1999 startete das Institut sein Todesuhr-Pro-
jekt. Die so genannte „Death Watch“ listet 
Journalisten und Medienschaffende auf, die 
gezielt getötet wurden, weil sie ihrem Beruf 
nachgehen – egal, ob es sich um konkrete 
Berichterstattungen handelte oder einfach 
nur, weil sie ihren Job machten.

Im Jahr 2000 feierte IPI während des 
Weltkongresses in Boston, USA, seinen 50. 
Gründungsgeburtstag. Aufgrund des spezi-
ellen Anlasses wurde offiziell die Liste der 50 
„World Press Freedom“-Helden präsentiert. 
Im selben Jahr hielt das Institut zwei Kon-
ferenzen ab – „Medien und Demokratie in 
der arabischen Welt“ und „Freiheit der Mei-
nungsäußerung und der Medien in Jorda-
nien“ – in Amman, Jordanien. Über 130 Jour-
nalisten und Menschenrechtsvertreter aus 
28 Ländern prüften Wege, wie man die freie 
Meinungsäußerung fördern und die Journa-
lismus-Standards in der arabischen Region 
weiterentwickeln kann. Um die öffentliche 
Diskussion über die vorgeschlagene Grund-
rechtecharta der EU anzuregen und ein Be-
wusstsein für mögliche Implikationen für 
die Meinungsfreiheit zu kreieren, wurde au-
ßerdem im gleichen Jahr eine internationale 
Konferenz zum Thema „Europäische Werte – 
EU-Visionen für Europa“ organisiert. 

Ebenfalls im Jahr 2000 wurde die Süd-
osteuropäische Medienorganisation 
(SEEMO) als eine Tochterorganisation von 
IPI in Zagreb gegründet. Als Dachverband 
schützt SEEMO die Pressefreiheit und treibt 
sie voran. Sie arbeitet mit dem Ziel, die 
Standards der journalistischen Praktiken in 
der südosteuropäischen Region weiterzu-
entwickeln und eine Plattform für Debat-
ten über relevante regionale Medienan-
gelegenheiten anzubieten. IPI erhielt den 
Ehrenpreis der Kostas Kyriazis Foundation 
(benannt nach dem letzten Besitzer und 
Verleger der griechischen Tageszeitung 
Ethnos) für seine Arbeit zur „Verteidigung 
der Ideen der Pressefreiheit“. 

In 2000 startete zudem das Watch-List-
Projekt. Die National Television Academy 
(NTA) in den USA ehrte 2006 IPI (zusammen 
mit CPJ und RSF) für ihre Arbeit zur Presse-
freiheit mit dem Nachrichten- und Doku-
mentations-Emmy-Preis.

Prominente Redner auf den IPI-Veran-
staltungen waren beispielsweise Ralf Dah-
rendorf sowie die früheren Bundeskanzler 
Konrad Adenauer und Willy Brandt. 1959 
fand der erste Weltkongress in Deutschland 
statt, und zwar im damals geteilten Berlin. 
1972 war München Austragungsort, und im 
schicksalsträchtigen Jahr 1989 erneut die 
jetzige Bundeshauptstadt Berlin. Mit Ham-
burg 2017 hat Deutschland zum vierten Mal 
in der Geschichte des International Press In-
stitute die Ehre, Gastgeberland dieser re-
nommierten und durchsetzungsfähigen 
Organisation zu sein.�

Während seiner zweiten Amtszeit 
war Bundeskanzler Willy Brandt 
Gastredner des IPI-Weltkongresses 
1972 in München 

Beim ersten IPI-Weltkongress in 
Deutschland in Berlin sprach Bundes-
kanzler Konrad Adenauer zu den  
Teilnehmern 

Der deutsch-britische Soziologe 
Prof. Ralf Dahrendorf vermittelte auf 
dem Weltkongress 1989 in Berlin seine 
Ideen einer sozialen Gesellschaft 
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Anchorwoman Dareen Abughaida kon-
zentriert sich auf ihren nächsten Auftritt 
in der Newshour von Al Jazeera English, 
während ein Korrespondentenbericht  
gesendet wird. Für den nächsten Beitrag 
zur innenpolitischen Lage der Türkei ist 
bereits eine aufwendige Fotomontage 
auf der Videowand eingeblendet 

Kein Fernsehsender hat sich weltweit dynamischer entwickelt als Al Jazeera. Der Nachrichtensender hat eine  
Redaktion für Bürgerliche Freiheiten und Menschenrechte. Ihr Direktor Sami El Haj nimmt am IPI Kongress in Hamburg teil.  

Ein guter Grund für das journalistenblatt, das Al Jazeera Headquarter in Doha zu besuchen.

Text und Fotos: Bernd Lammel

„This is Al Jazeera“ 
News für die Welt

10
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Während der Präsident der USA 
seine Weltsicht auf 140 Zei-
chen verkürzt, ist ein TV-Sen-

der ausgerechnet im Nahen Osten längst viel 
weiter: Katar, das kleine Land am Persischen 
Golf, hat neben den fossilen Energievorkom-
men einen neuen Rohstoff entdeckt, den die 
ganze Welt in Zeiten des Umbruchs der Ge-
sellschaften braucht: fundierte Nachrichten. 
Während große international agierende TV-
Kanäle nach der Internetblase Anfang des 
Millenniums und der globalen Finanzkrise 
am Ende des ersten Jahrzehnts der 2000er-
Jahre ihre Korrespondenten zurückhol-
ten, Büros und Sendeplätze schlossen, stieg 
Al Jazeera 2007 mit dem englischsprachigen 
Kanal des Nachrichtensenders ein.

Anchorwomen Dareen Abughaida rückt 
ihre Notizen für die 10-Uhr-Weltnachrich-
ten Newshour zurecht. Hinter ihr erstreckt 
sich eine extralange Videowand. Es ist die 
größte der Welt gewesen, als hier der Sen-
debetrieb 2007 aufgenommen wurde. 
Deutlich größer ist nur noch die im neu er-
öffneten Sendezentrum von Al Jazeera Ara-

bisch. Das ursprüngliche Studio aus dem 
Gründungsjahr 1996 hatte dem Anspruch 
nicht mehr genügt. Der ist hoch und glo-
bal. Normalerweise wird ein TV-Sender ge-
gründet, um die eigene Bevölkerung zu 
informieren. In der arabischen Welt vor 
Al Jazeera diente Fernsehen meist nur dazu, 
Regierungs-Bulletins zu verlesen. 

Es begann mit einer Palastrevolution. 
Der heutige Emir von Katar, Sheikh Hamad 
bin Khalifa al-Thani, beschloss 1995 seinen 
Vater, den absoluten Herrscher von Katar, 
zu stürzen. Al-Thani erklärte den Willen, sein 
Land zu modernisieren und schaffte unter 
anderem die bis dahin bestehende strenge 
Zensur ab. Aus westlicher Sicht ist Katar ein 

Kontrastprogramm kaum erklärbarer Phä-
nomene. Das Land wird als absolute Mo-
narchie regiert. Staatsreligion ist der Islam 
und die Scharia ist die Hauptquelle der Ge-
setzgebung. Als Staat mit einem der höchs-
ten Pro-Kopf-Einkommen der Welt besitzt 
Katar ein sehr gutes soziales Fürsorgesys-
tem und Bedürftige erhalten feste monat-
liche Bezüge. Die medizinische Versorgung 
ist gut und steht kostenlos zur Verfügung; 
ebenso Wasser und Elektrizität. Es gibt eine 
allgemeine Schulpflicht, der Unterricht ist 
auf allen Ausbildungsstufen in den katari-
schen Regelschulen kostenlos. Die Arbeits-
migranten im Land, vor allem aus Indien 
oder Bangladesch, sind allerdings in vieler-
lei Hinsicht benachteiligt. Internet und Tele-
kommunikation sind überall – WLAN selbst 
in Stadtparks – kostenlos verfügbar. Ande-
rerseits sollen Internetsperren bestimmter 
Dienste und Websites üblich sein. Reporter 
ohne Grenzen stuft die Pressefreiheit un-
terdurchschnittlich ein. Im Gegensatz dazu 
bewegt sich der vom Emir selbst gegrün-
dete und finanzierte Sender Al Jazeera im 

„Unser Motto sind nicht  
 die Breaking News, sondern  
 es sind die exakten und  
 akkuraten News.“ 

12



Moderator Tawfik Taha (rechts) und seine Co-Mode-
ratorin Mayada Abdo zählen die Sekunden am Tele
prompter herunter, bis ihre Nachrichtensendung  
Al Jazeera Arabisch startet. Im Hintergrund arbeiten 
bis zu 200 Journalisten im Newsroom (l. o.)

Das neue Studiogebäude des Kanals Al Jazeera  
Arabisch (r. o.)

Vom Sendezentrum führt der Blick über die Satel-
litenschüsseln, welche die Nachrichten in die Welt 
senden, auf die Skyline des modernen Doha (r. u.)

13Journalistenblatt 2|2017





15



16 Journalistenblatt 2|2017



wege ändern sich zunehmend schneller. Wir 
werden ständig von der technischen Ent-
wicklung überrascht“, so Saif. In manchen 
Ländern mit Bürgerkriegen bricht die Emp-
fangs-Infrastruktur zusammen. „So erreichen 
wir unser Publikum in Syrien über 1,5 Milli-
onen Facebook-Follower. Überall sind die 
Zuschauer Technologie-Nerds geworden. 
Wenn wir unsere Plattformen nicht diver-
sifizieren, alle sozialen und Webkanäle nut-
zen, dann werden wir schnell Teil der Fern-
sehgeschichte werden.“ Er erklärt das Auf 
und Ab der Zuschauerzahlen durch die po-
litische Polarisierung nach den Anschlägen 
auf das World Trade Center in New York City 
und den arabischen Frühling. Immer mehr 
TV-Kanäle, oft lokale, waren entstanden. Die 
Zuschauerzahlen brachen zwischenzeitlich 
ein. Vor dem Abschied antwortet er auf die 
Frage, was Al Jazeera von anderen Nachrich-

tensendern unterscheide: „Unser Motto sind 
nicht die Breaking News, sondern es sind die 
exakten und akkuraten News.“

Rund 3 000 Mitarbeiter aus 56 Natio-
nen arbeiten bei Al Jazeera; die meisten in 
Doha. Al Jazeera English beschäftigt knapp 
400 Journalisten; der arabische Kanal etwas 
mehr als 400. Nicht überall war Al Jazeera er-
folgreich. 2013 akquirierte Al Jazeera in den 
USA Current TV vom Vorbesitzer Al Gore, 
dem ehemaligen Vize von Bill Clinton. Rund 
200 Mitarbeiter wurden übernommen. 
Hinzu kamen 600 Neueinstellungen, meist 

ehemalige Journalisten aus US-Kanälen. Die 
Zuschauerzahlen im stark umkämpften US-
Kabelnetz blieben enttäuschend. Wegen 
unwirtschaftlichen Zahlen stellte Al Jazeera 
den Betrieb 2016 wieder ein.

Es sind nicht nur die Nachrichten, son-
dern vor allem die Dokumentationen, wie 
„The Girls of the Taliban“ aus Afghanistan, 
„Finding Family“ wie ein Waisenkind nach 
20 Jahren nach Bosnien zurückkehrt oder In-
vestigativ-Geschichten wie „Spy Merchants“ 
über die globalen Deals der Überwachungs-
industrie und „Britain’s Modern Slave Trade“ 
wie Menschen aus Asien nach Europa ver-
kauft werden, die inzwischen Al Jazeera ei-
nen exzellenten Ruf und etliche internatio-
nale Preise einbrachten. Die Stories sind auf 
der Website on demand abrufbar. 

Giles Trendle, Philosoph und Litera-
turwissenschaftler aus London, korrigierte 
seine Sicht auf die Lebensart in seiner Hei-
mat und die westlichen Medien nach zwei 
langen Aufenthalten im Libanon und Ägyp-
ten in den 1980er-Jahren. Der Bürgerkrieg 
im Libanon motivierte ihn, den Lehrerbe-
ruf an den Nagel zu hängen und als Jour-
nalist zu arbeiten, zunächst für den Econo-
mist. Danach kam er als Dokumentarfilmer 
immer wieder in den Nahen Osten. Anfang 
der 2000er-Jahre reizte ihn die Herausfor-
derung als Producer im Investigativ-Res-
sort von Al Jazeera Arabisch anzuheuern. Er 
landete den Scoop, die Strippenzieher des  
Attentats vom 11. September 2001 Ramzi 

bin al-Shibh und Khalid Sheikh Moham-
med zu interviewen. Bei Gründung des 
englischen Kanals im Jahr 2007 wech-
selte er zu Al Jazeera English. „Als ich Ende 
der 1980er Jahre nach Großbritannien zu-
rückkehrte, bekam ich einen umgekehrten 
Kulturschock. In Beirut lebte ich mit Auto-
bomben, Entführungen und Straßenkämp-
fen der Milizen. Zurück in London war ich 
für meine Familie und Freunde fremd ge-
worden. Sie interessierten sich nicht dafür, 
was in der Welt passierte. Die Konversation 
drehte sich um Supermarkt-Preise“, be-
schreibt Trendle seine Erfahrungen.

Im neuen und noch größeren Studio 
von Al Jazeera Arabisch konzentriert sich un-
terdessen eine Al Jazeera-Legende auf die 
nächste Runde News. Der Palästinenser Ta-
wfik Taha ist von Anfang an dabei und be-
reitet sich hier auf eine Co-Moderation mit 
seiner jüngeren Kollegin Mayada Abdo vor. 
Die Maskenbildner richten noch die Haare, 
als auf der Riesen-Videowand hinter ihnen 
das syrische Kriegsgeschehen bedrohlich 
nah auftaucht. Taha kennt die Wirkung sei-
ner Worte, wenn er Nachrichten verkündet. 
Es heißt wieder: „This is Al Jazeera“.�

* Die Redaktion verweist darauf, dass 
weder Al Jazeera noch Katar diese 
Reportage gesponsert haben.  
Bei Interviews und Zitaten wurde keine 
Autorisierung gefordert.

http://www.aljazeera.com/aboutus/​
2006/11/2008525185733692771.html

Unter dem Hashtag #AJNewsGrid be-
treibt der Nachrichtensender ein inter-
aktives Format, an dem die Zuschauer 
aktiv teilhaben können (o. l.)

Journalistinnen und Journalisten aus 
56 Nationen verfolgen im Newsroom 
permanent alle Quellen (o. r.)

Nachrichtenchef Mohd Saif verfolgt alle 
Sendeformate von Al Jazeera Arabisch 
und Balkan in seinem Büro (u. l.)

Bernd Lammel ist freier Bild- und 
Fernsehjournalist aus Berlin. Er betreibt 
den Fotoserver D-foto.net, arbeitet als 
Bildchef und Autor beim Medien-Magazin 
NITRO und als freier Produzent für  
CBS News. 
https://bernd-lammel.de

 Die meisten Regierungen  
 werden gegenüber  
 Journalisten misstrauisch  
 und aggressiv, wenn sie an  
 sensiblen Themen arbeiten. 
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? Herr von Leitner, Windows 10 spioniert uns aus, Android 
sowieso, Google weiß nahezu jedes Detail von uns, und nun 
überwachen auch noch Fernsehgeräte unsere Wohnzimmer – 
nähern wir uns der total privat- sowie geheimdienstüberwach-
ten Welt?
! Ein Informationsvorsprung ist schon immer ein Machtinstrument 

der Eliten gegen das Fußvolk. Auch moderne Demokratien pflegen 
oft das Selbstbild, dass das Volk im Wesentlichen zu desinteressiert 
oder uninformiert ist, als dass man es an wichtigen Entscheidungs-
prozessen teilnehmen lassen darf. So wird gerne die repräsentative 
Demokratie als Staatsform legitimiert.

Wenn man sich innerhalb dieses Weltbildes bewegt, stellt sich 
fast automatisch das Bedürfnis ein, einen Informationsvorsprung ge-
genüber den normalen Bürgern aufrechtzuerhalten. Das ist Teil des 
Selbstbildes und damit Basis des Selbstwertgefühls. Wer keinen In-
formationsvorsprung aufbaut, muss wohl selbst Teil des Pöbels sein.

In früheren Zeiten gab es allerdings natürliche Grenzen dafür, 
wie viel Aufwand ein Überwachungsstaat treiben konnte. Sowohl 
das Einsammeln als auch die Auswertung der Daten ist mit Aufwand 
verbunden. Wenn der Staat pro Verwaltungsfachkraft zehn Bürger 
überwachen kann, dann bräuchte man in einem Land wie Deutsch-
land acht Millionen Fachkräfte – tatsächlich beschäftigt die öffentli-
che Hand ungefähr die Hälfte, und die sind alle mit anderen Dingen 
ausgelastet. Und jetzt überlegen Sie mal: Wenn jemand alle Ihre Äu-
ßerungen hören oder lesen und dann transkribieren, auswerten und 
in irgendwelche Aktenvermerke umsetzen müsste, dann erscheint 
der Faktor zehn zu eins sehr optimistisch geschätzt.

Erst die moderne Computertechnik ermöglicht es, praktisch 
ohne menschlichen Aufwand alle Kommunikationsdaten zu erheben 
und zu speichern. Die Auswertung ist zwar immer noch mit manuel-
lem Aufwand verbunden – daran ist ja am Ende das System Stasi ge-

scheitert; die kamen mit der Auswertung nicht hinterher. Aber auch 
hier gibt es „Hoffnung“ in Form von Experimenten mit künstlicher 
Intelligenz, Diktatsoftware ist beispielsweise inzwischen praktisch 
gut genug für den Produktiveinsatz beim Privatbürger. Google de-
monstriert, dass die Suche in Volltext-Daten ein gelöstes Problem ist.

Wir haben jetzt also alle Bausteine für einen perfekten Überwa-
chungsstaat beisammen.

Für das Verständnis ist es wichtig, dass der Überwachungsstaat 
gar nicht perfekt sein muss, um eine Demokratie zu zerstören. Die 
Vermutung, überwacht zu werden oder auch nur möglicherweise 
überwacht zu werden, führt bereits zu den gewünschten Verhal-
tensänderungen beim Bürger.
? Arbeiten private Unternehmen und Geheimdienste hier 

Hand in Hand, zwingen die Dienste die Unternehmen zur Ko-
operation – oder vertreten diese Kreise ohnehin Ihrer Meinung 
nach dieselben, weil elitären Interessen?
! Das ist kein homogenes Feld. Einerseits gibt es Firmen wie AT&T, 

die schon seit Telegrafen-Zeiten freiwillig alle Daten an den Staat wei-
tergeleitet haben, die der Staat gerne haben wollte. Seit ein paar Jah-
ren wissen wir durch einen Whistleblower, dass das auch in Internet-
Zeiten weiterhin so geblieben ist. Das Google-Stichwort ist „Room 
641A“.

Andererseits gibt es Firmen wie Google, die sich wehren. Google 
hat in seinen internen Netzen starke Verschlüsselung angeschaltet, 
als sie gemerkt haben, dass die alle vom Staat angezapft werden. 
Aber inwieweit sich Firmen wehren können, hängt von der Gesetzes-
lage im jeweiligen Land ab. Und die ist gerade in den USA sehr un-
vorteilhaft. Aus weiten Teilen der Abhör-Gesetze wurde der Richter-
vorbehalt ganz getilgt – Stichwort „National Security Letters“ –, und 
wo er noch nötig ist, wird er nicht offen, sondern verdeckt in einem 
Geheimgericht erwirkt – Stichworte „FISA Court“ oder „FISC“. Und Teil 
der staatlichen Abhörersuche ist regelmäßig auch eine Schweigever-
pflichtung für die betroffene Firma.

Twitter prozessiert seit Jahren heroisch gegen die US-Behör-
den, um wenigstens Jahre später ihren Benutzern mitteilen zu dür-
fen, dass da mal Daten herausgegeben werden mussten. In einem 
Fall aus dem Wikileaks-Dunstkreis betraf das Birgitta Jónsdóttir, eine 
Parlamentsabgeordnete aus Island, bei der man jetzt als naiver Eu-
ropäer nicht direkt angenommen hätte, dass sie unter US-Jurisdik-
tion fallen würde.

Die Schutzmechanismen der 
Demokratie haben versagt
Seit Snowden wissen wir: Überwachung ist immer und überall. Doch was ist technisch möglich, was wird wirklich  
gemacht? Und sind „die USA“ wirklich „die Bösen“ und Deutschland einzig Opfer in diesem Spiel? Sind sichere E-Mail- 
Anbieter wirklich sicher? Und was kann jeder von uns im globalen „Informationskrieg der Geheimdienste“ zum  
Schutz der Privatsphäre und ob all der Desinformation eigentlich selber tun? Zu diesen Fragen sprach Jens Wernicke  
mit dem IT-Spezialisten und Datenschutzaktivisten Felix von Leitner, der dank seiner kritischen Anmerkungen  
zu Politik und Zeitgeist als „Fefe“ inzwischen zu einem von Deutschlands meistgelesenen Bloggern avanciert ist 
und gemeinsam mit Chaos-Computer-Club-Urgestein Frank Rieger den Podcast Alternativlos herausgibt.

Die Vermutung, überwacht zu werden oder  
auch nur möglicherweise überwacht zu werden, 
führt bereits zu den gewünschten Verhaltens­
änderungen beim Bürger.
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Hinzu kommt, dass wir inzwischen wissen, dass die Dienste sich 
im Inland tarnen. Die NSA macht ihre Zugriffe im Inland per Dienst-
hilfeersuchen an das FBI. Für Google sieht das dann so aus, als würde 
das FBI eine ganz normale Anfrage im Rahmen einer strafrechtlichen 
Ermittlung machen.

Aber auch in Deutschland wird der Rechtsweg erschütternd 
häufig schon dadurch ausgeschlossen, dass dem Abgehörten gar 
nicht mitgeteilt wird, dass er gerade Opfer einer staatlichen Schnüf-
felattacke wurde. Was ich nicht weiß, dagegen kann ich mich auch 
nicht wehren.

Die Zuständigkeit legen sich die Behörden dabei gerne selbst 
sehr großzügig aus. So fand die US-Regierung, dass Microsoft E-Mails 
ihrer europäischen Bürger an die US-Behörden herausrücken muss, 
selbst wenn die Daten auf europäischen Servern in Irland liegen, 
nur, weil Microsoft selbst eine Firma mit Sitz in den USA ist. Dagegen 
konnte Microsoft sich in einem jahrelangen Rechtsstreit am Ende er-
folgreich wehren. Aber alleine, dass diese Gerichtsverfahren über-
haupt geführt werden mussten, lässt an der Stelle schon tief blicken.
? Worin liegen aktuell die größten Gefahren für Privatsphäre 

und Datenschutz? Gibt es eine „neue Qualität“?

! Nicht nur die technischen Überwachungsmöglichkeiten haben 
sich massiv zum Vorteil der Eliten und zum Nachteil der Bevölkerung 
entwickelt. Bei alltäglichen Handlungen fallen auch in Größenord-
nungen mehr Daten als früher an. Wenn man vor 40 Jahren Geld ab-
hob und im Supermarkt Lebensmittel einkaufte, dann fielen dabei 
nur beim Geldabheben am Bankschalter Daten an. Die Bank wusste 
natürlich, wer da Geld abhebt, weil man dafür eine Unterschrift leis-
ten musste. Im Supermarkt zahlte man bar und im öffentlichen Nah-
verkehr prüfte nur der Busfahrer das Ticket, keine Maschine, die sich 
gleich noch die Seriennummer notiert.

Heute hat man in Form des Mobiltelefons die ganze Zeit einen 
Peilsender in der Tasche, und man zahlt mit Karte. Jeder Dienstleis-
ter auf dem Weg kann wissen, wer ich bin. Die Busgesellschaft, der 
Supermarkt, dazu kommt noch flächendeckende Kameraüberwa-
chung, und die Polizei hat sich mehrfach bei der „Funkzellenabfrage“ 
erwischen lassen, einer Art Rasterfahndung über die Positionsdaten 
der Mobiltelefone. Auf dem Weg nehmen wir vielleicht noch ein Sel-
fie auf, in das die Kamera gleich die GPS-Koordinaten und die Uhr-
zeit einträgt, das laden wir dann zu Facebook, Instagram oder Twitter 
hoch, die damit auch informiert sind, wann wir wo waren.

In Kombination ergibt das eine nie dagewesene Bedrohung für 
unsere Privatsphäre, wenn man überhaupt noch davon sprechen 
kann, dass wir eine Privatsphäre haben. Wer von uns ist denn nen-
nenswert lang täglich an einem unbekannten Ort, an dem keine Da-
ten anfallen und wo er nicht beobachtet werden kann? Selbst ehemals 
überwachungsfreie Orte wie Fitnessstudio, Schwimmbad und Sauna 
sind inzwischen als Datenquelle erschlossen, weil die Leute Fitnesstra-
cker und Smart Watches einsetzen. Nicht einmal im Zug oder im Flug-
zeug über dem Atlantik ist man heutzutage mehr ohne Netzanschluss.

Diese Art von Überwachungsstaat kann man gar nicht ohne 
aktive, begeisterte Mitarbeit der Überwachten schaffen. Dafür war 
eine jahrelange Überredungskampagne nötig. Und jetzt glauben die 

Leute wirklich, dass sie unter dem Strich einen guten Deal machen, 
wenn sie alle ihre persönlichen Daten weggeben und dafür kosten-
los im Internet an interaktiver Werbung teilnehmen dürfen.
? Welche technischen Spionage- und Überwachungsdinge 

sind denn aktuell en vogue, den Menschen aber kaum bekannt? 
Was geht und wird bereits – ohne Wissen der Mehrheit – prak-
tiziert?
! Das ist gar nicht so leicht zu beantworten, weil der Staat sich 

beim Datensammeln ungerne in die Karten gucken lässt. Die Erfah-
rung zeigt: Wenn etwas technisch möglich ist, dann wird es auch ge-
macht. Vielleicht nicht ab dem ersten Tag, ab dem es möglich ist, 
aber früher oder später wird es gemacht.

Dank der Arbeit von Professor Foschepoth wissen wir heute, dass 
die gesamte Existenz der Bundesrepublik Deutschland von Überwa-
chung geprägt war. Das Grundgesetz hat es untersagt, also hat man 
mit den Siegermächten einen Deal gemacht, um gemeinsam eine 
Massenüberwachung aufrechtzuerhalten.

Die wichtigste Neuerung der letzten Jahre ist, dass Snowden be-
stätigt hat, dass die Überwacher unsere Kryptografie nicht brechen 
können und daher das System selber angreifen. Das funktioniert bei-
spielsweise so, dass sie online bestellte Hardware bei der Zustellung 
abfangen, Hintertüren einbauen und dann das Gerät inklusive Hin-
tertüren zustellen.

Regierungen haben auf der Suche nach Hintertüren auch einen 
Schwarzmarkt für Wissen über Sicherheitslücken in Softwareproduk-
ten geschaffen, die sie dann vor dem Hersteller verheimlichen, damit 
der sie nicht schließen kann. Die Angreifbarkeit unser aller Infrastruk-
tur wird billigend in Kauf genommen, weil ein Hackangriff auf unsere 
Infrastruktur aller Wahrscheinlichkeit nach auch zu einer Budgeterhö-
hung für die Militärs und Geheimdienste führen würde. 

Die Interessen der Bevölkerung spielen keine Rolle in diesem Kal-
kül. Die Dienste nehmen sogar in Kauf, dass sie selber über solche Si-
cherheitslücken angegriffen werden können, weil gegenüber dem 
Budget alle anderen Erwägungen zurücktreten. Die Aufgabe des mi-
litärisch-industriellen Komplexes ist in erster Linie der Machterhalt.

Vor kurzem hat zum Beispiel eine Gruppe namens Shadow Bro-
kers eine Sammlung an Exploits der NSA veröffentlicht, das sind 
Codeschnipsel, die jeweils spezifische Sicherheitslücken ausnutzen, 
deren Details die NSA auf dem Schwarzmarkt gekauft hat und dann 
geheim hielt. Mit diesem Herrschaftswissen kann die NSA dann den 
Rest der Welt angreifen.

Nicht nur die technischen Überwachungsmöglich­
keiten haben sich massiv zum Vorteil der Eliten und 
zum Nachteil der Bevölkerung entwickelt.

Twitter prozessiert seit Jahren heroisch gegen die 
US-Behörden, um wenigstens Jahre später ihren 
Benutzern mitteilen zu dürfen, dass da mal Daten 
herausgegeben werden mussten.

Regierungen haben auf der Suche nach Hintertüren 
auch einen Schwarzmarkt für Wissen über Sicher­
heitslücken in Softwareprodukten geschaffen, die 
sie dann vor dem Hersteller verheimlichen, damit 
der sie nicht schließen kann.
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Wer in seinem Privatleben jede unnötige Datenweitergabe und 
bekannte Angriffsmöglichkeit für Geheimdienste verhindern will, kann 
heutzutage kein selbstbestimmtes Leben mehr führen: Kein Uber, kein 
Smartphone, keine Kartenzahlung, kein „Internet of Things“; keine per 
App fernsteuerbaren Kühlschränke, Klimaanlagen, Feuermelder oder 
Stromzähler, keine Smart Watch, kein Bluetooth, kein WLAN, kein GPRS, 
kein UMTS. Tastatur und Maus mit Kabel, nicht mit Funk. Nur Dienste 
verwenden, die man selber betreibt. Alles mit Cloud bleibt außen vor. 
E-Mail nur auf dem eigenen Server, soziale Netze gehen nicht. Und 
dann stellt man fest, dass man sich aus weiten Teilen der Gesellschaft 
ausgeschlossen hat, weil man mit seinen Freunden auf Snapchat nur 
kommunizieren kann, wenn man auch auf Snapchat ist.

Ein solches Leben wird zunehmend unrealistisch und fühlt sich 
auch nicht wie ein selbstbestimmtes Leben, sondern nach einsamen 
Eremiten im Wald an, wie der Unabomber einer war. So weit hat sich 
das Wertegerüst unserer Gesellschaft schon verschoben: Wer an der 
„freiwilligen“ Selbstentblößung nicht teilnehmen will, wirkt wie ein 
Aluhutträger, der auch daran glaubt, dass die Queen ein außerirdi-
sches Reptil ist.
? Gibt es für derlei „Hintertüren“ konkrete Beispiele oder zu-

mindest begründete Vermutungen? Wenn ich Ihren Blog rich-
tig verfolgt habe, vermutet man derlei Hintertüren inzwischen 
in der Hardware von allen möglichen Herstellern. Bei YouTube 
gibt es etwa ein sehr aufschlussreiches Video von Peter Laack-
mann zu „Hardware-Trojanern in Security-Chips“, etwas, von 
dem „normale Menschen“ wahrscheinlich noch nie gehört ha-
ben bisher…
! Der Nachweis von so etwas ist immer sehr schwierig. Das 

schärfste Schwert für den Realitätsabgleich ist die eingangs ge-
nannte Maxime: Was möglich ist, wird auch gemacht. Und die For-
schung hat in den letzten Jahren geradezu furchteinflößende Mög-
lichkeiten gefunden. So gab es zum Beispiel eine wissenschaftliche 
Arbeit, die herausgefunden hat, dass man über die Dotierung des Si-
liziums im Wafer in der Chip-Fertigung verdeckt beispielsweise den 
Zufallszahlengenerator angreifen kann. Wenn der Zufall aber nicht 
zufällig ist, sind alle mit dieser Hardware durchgeführten Verschlüs-
selungsoperationen brechbar.
? Wird das jetzt von den Diensten gemacht? Es ist kein Fall 

nachgewiesen, aber man muss wohl davon ausgehen, dass sie 
daran arbeiten.
! Der für das Grundverständnis wichtige Teil ist, dass der, der die 

Hardware kontrolliert, alles damit machen kann. Wenn man sich ein 
Hintertür-Szenario denken kann, kann man das auch machen. Rein 
fundamentalistisch betrachtet haben wir daher bereits verloren, weil 
die Chips alle in Asien gefertigt werden. Wenn die uns Hintertüren 
installieren wollten, könnten wir nichts dagegen tun. Es war für mich 
daher ganz unterhaltsam, in den letzten Jahren die zunehmende Pa-
nik in der internationalen Cyberwar-Community zu beobachten, als 
diese Erkenntnis die Runde machte.

Und selbst, wenn wir die Prozessoren wieder selber fertigen 
würden, wären da immer noch die Mainboards, die Festplatten und 
SSDs, die Netzwerkkarten, die Sicherheitschips, die Netzteile, die Ak-
kus, die Displays, die Tastaturen, die Mäuse. Das einzige echte Pro
blem bei Wanzen in der Praxis ist, wie man die Stromversorgung ga-
rantiert. Alle Komponenten im PC mit Stromanschluss können also 
prinzipiell zu einer Wanze umgebaut werden, die Dinge rausfunkt, 
auf die sie Zugriff hat.

Für die Verteidigungsstrategie gegen so etwas geht man davon 
aus, dass das prinzipiell möglich ist, aber dass nicht alle PC-Kompo-
nenten immer nach Hause funken, denn das Funkspektrum ist end-
lich. Da müsste also die konkrete Komponente, die ich hier gerade 
einsetze, speziell manipuliert sein. Dafür müssten die aber wissen, 
dass ich genau diese Komponente einsetzen werde, wenn sie mich 
angreifen wollten. Die Gegenwehr ist daher, dass man seine Kompo-
nenten nicht online kauft, sondern persönlich in einem Laden, bei 
dem man physisch vorbeifährt. Und hofft, dass unser Einzelhandel 
nicht schon in der Breite kompromittiert ist.

Die Grenze zwischen ernsthaften Abwehrbemühungen und 
krasser Paranoia ist hier leider sehr fließend.
? Und der Silberstreif am Horizont? Die Hoffnung, dagegen 

vorgehen zu können, meine ich.
! Wenn wir diesen Trend nicht umgekehrt kriegen, gibt es nicht 

viel Hoffnung auf Besserung. Solange sollte aber jeder für sich daran 
arbeiten, möglichst viele der obigen Empfehlungen umzusetzen. 
Man muss jetzt seine Hardware nicht barzahlend im Trenchcoat 
beim örtlichen Computerladen kaufen, weil man die Geheimdienste 
ärgern will. Aber Barzahlen ärgert auch die Datensammler aus den 
Werbeabteilungen, und die örtlichen Händler zu bevorzugen, stärkt 
die lokale Wirtschaft und sichert Arbeitsplätze.

Und nicht bei den sozialen Netzen mitzumachen, hat auch andere 
Vorteile neben der Datensparsamkeit. Google muss meinen Terminka-
lender nicht kennen. Irgendwelche Webseiten müssen meine Telefon-
nummer nicht kennen. Wer mein Geburtsdatum oder meine Telefon-
nummer haben will, bei dem kaufe ich nicht. Webseiten, bei denen man 
ohne Not einen Account einrichten soll, haben mich als User verloren.

Probieren Sie mal aus, wie gut es sich anfühlt, mal eine Entschei-
dung bezüglich der eigenen Daten selber zu treffen!

? Zum Verständnis eine Nachfrage: Verstehe ich recht, dass 
Sie meinen, unsere Regierung nutze das Besatzungsrecht, um, 
sozusagen über Bande und jenseits des Grundgesetzes, die ei-
gene Bevölkerung massenüberwachen zu können? Sie glauben 
also nicht an die Geschichte vom „bösen Amerikaner“, der an 
allem schuld ist und das Böse in die Welt bringt; ich meine, 
ohne dessen Zutun Deutschland aus ausschließlich blühenden 
Landschaften ohne Unterdrückung und Massenüberwachung 
bestünde? Auf Ihrem Blog nahmen Sie diesbezüglich gerade 
Minister de Maizière ins Visier. 
! Ich glaube grundsätzlich nicht an Geschichten, die mit „der bösen 

XYZ“ anfangen. Niemand tut Dinge, weil er böse ist. Alle halten sich für 

Google muss meinen Terminkalender nicht kennen. 
Irgendwelche Webseiten müssen meine Telefon­
nummer nicht kennen. Wer mein Geburtsdatum 
oder meine Telefonnummer haben will, bei dem 
kaufe ich nicht.

Wer in seinem Privatleben jede unnötige Daten­
weitergabe und bekannte Angriffsmöglichkeit für 
Geheimdienste verhindern will, kann heutzutage 
kein selbstbestimmtes Leben mehr führen.
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die Guten, wir haben nur alle unterschiedliche Wertesysteme und 
Weltbilder und gewichten die Freiheiten und Grundrechte anders.

Die Amerikaner hatten nach dem Krieg legitime Interessen, die 
sie durchsetzen wollten. Sie konnten sehen, dass die neue Bun-
desregierung nicht frei von Altnazis war – Google-Stichwort: Hans 
Globke –, der Justizapparat war sogar recht flächendeckend proble-
matisch. Da wollten die gerne das nächste Mal rechtzeitig informiert 
werden, wenn hier der Faschismus zurückkommt.

Überwachungs-Eingriffe sind immer eine Abwägung zwischen 
den Freiheitsrechten der Bürger und den Interessen des Staates, und 
aus Sicht der Amerikaner sind wir keine Bürger, sondern Ausländer. 
Daher fällt das Urteil dann für die Interessen des Staates aus. Da ist 
kein böser Wille dahinter.

Im Übrigen lief das Besatzerstatut 1989 aus, und seitdem hört 
die Bundesregierung auch ohne Kooperation mit den Siegermäch-
ten ab. Wie das in der Praxis läuft, kann man in Bad Aibling sehen. 
Dort hat die NSA einen ECHELON-Stützpunkt betrieben, und der 
wurde dann halt dem BND übertragen, der den Standort jetzt wei-
terbetreibt.

Ein Punkt, der mir ganz wichtig ist an der Stelle: Von der techni-
schen Infrastruktur her ist das Abhören in Internet und anderen Net-
zen überhaupt kein Problem. Der Staat könnte sofort alles abhören, 
wenn er wollte. Man könnte schnell ein Gesetz machen oder we-
gen der akuten terroristischen Bedrohung den Notstand ausrufen 
und es einfach tun. Aber die sind nicht „die Bösen“, sondern die se-
hen sich als die Guten. Was ihnen nur noch fehlt, das ist eine mora-
lische Legitimation, die auch vom Wahlvolk mit starker Mehrheit als 
legitim angesehen wird.

Auch unser Innenminister hat nicht das Ziel, einen Unterdrü-
ckungsstaat auszurufen. Aus seiner Sicht kann er seine Aufgabe, die 
Bevölkerung zu schützen, nur richtig wahrnehmen, wenn er uns alle 
vor uns selbst schützt. Aus diesem Blickwinkel wäre es auch akzep-
tabel, die Bevölkerung jeweils präventiv ins Gefängnis zu stecken, 
um sie vom Begehen von Straftaten abzuhalten. Aus Kostengrün-
den würde man das nicht mit allen machen, sondern nur mit „Ge-
fährdern“. Die entsprechende Rhetorik hat die Bundesregierung ja 
schon ausgerollt.

Die Einzelheiten sind allerdings historisch recht spannend – das 
Google-Stichwort lautet „G10-Gesetz“. Das G10 bezieht sich auf den 
Artikel 10 des Grundgesetzes, der das Fernmeldegeheimnis garan-
tiert. Das G10-Gesetz regelt dann, wieso das im Einzelfall doch nicht 
gilt. Ich lade alle Leser ein, sich dieses Gesetz einmal aus der Perspek-
tive durchzulesen, ob sie einen Fall konstruieren können, in dem die-
ses Gesetz gegen sie angewendet werden könnte.

? Können Sie sagen, warum diese ganze Entwicklung offen-
bar immer rasanter und offenbar gefährlicher verläuft?
! Die Kombination aus „die Leute geben uns freiwillig alle ihre Da-

ten“ und „das Speichern von Daten wird immer billiger“ hat sehr viel 
Schaden angerichtet. Das Speichern von Daten ist so billig gewor-
den, dass es inzwischen Standard in der Industrie ist, einfach alle an-
fallenden Daten zu speichern. Später wird sich schon etwas finden, 
was man damit machen kann. In vielen Fällen ist es auch tatsächlich 
so, dass noch keine Auswertung stattfindet und nur einfach alles ge-
speichert wird.

Die Preisentwicklung bei Massenspeichern ist sogar so, dass es 
regelmäßig billiger ist, einfach immer neue Festplatten nachzukau-
fen und nie irgendwelche Daten zu löschen. Ohne Datenschutz-
gesetze gäbe es in der Praxis gar keinen Grund für Datenlöschung.

Der andere große Kostenfaktor bei der digitalen Datensamm-
lung im Überwachungsstaat ist das Erheben der Daten. Dafür 
brauchte man früher teure Spezialhardware, und der ständige 
technologische Fortschritt treibt den Preis beständig nach oben.  
Also haben sich die „Bedarfsträger“ – das ist die Bezeichnung für die 
Abhörer im Amtsdeutsch – vor ein paar Jahren mit dem Gesetzgeber 
abgesprochen, um diese Kosten auf die Netzbetreiber abzuschieben. 

Quelle: AcTVism Munich (Screenshot)

Von der technischen Infrastruktur her ist das 
Abhören in Internet und anderen Netzen über­
haupt kein Problem. Der Staat könnte sofort alles 
abhören, wenn er wollte.
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Die Netzbetreiber haben jetzt bei der Anschaffung ihres Equipments 
darauf zu achten, dass es bereits eine Abhör-Hintertür eingebaut hat. 
Für diese Schnittstelle gibt es einen internationalen Standard. Wenn 
es sich nicht um Diktatur-Bedarf handeln würde, würde es rein äu-
ßerlich wie eine völlig normale, seriöse Sache wirken.

Man stelle sich mal vor, die Post verdoppelt das Porto, um damit 
die Miete und Gehälter für die Zentralstelle für Briefgeheimnisverlet-
zung zu bezahlen! Früher war der Überwachungsstaat noch peinlich 
berührt von seinem Tun, ja, hatte sogar so etwas wie ein Unrechts-
bewusstsein. Solche Eingriffe wurden daher aus undokumentierten 
schwarzen Budgets bezahlt, unter wunderschönen Tarnnamen wie 
„Bundesstelle für Fernmeldestatistik“. Man hat nicht am Ende noch 
das Opfer die Rechnung selbst zahlen lassen, wie in der berühmten 
Szene im Film „Brazil“.

? Moment, da muss ich nachfragen: Jeder Internetprovider 
muss eine Hintertür für die deutschen Geheimdienste oder 
wen genau bereitstellen? Also auch all jene, die gerade – und 
seit Snowden – einen Massenandrang verzeichnen wie etwa 
Posteo oder Mailbox.org und bei denen die Menschen denken, 
sie wären der Überwachung nun ein für alle Mal entkommen? 
Die werden alle vollständig überwacht?
! Das war die natürliche Reaktion des Staates auf die überwältigen-

den technischen Fortschritte. Früher war das so, dass der Privatsek-
tor halt neue Methoden zum Datenverkehr über Satelliten erfunden 
hat, und dann hat die NSA Möglichkeiten erfunden, an die Daten ran-
zukommen. Das lief einerseits über zusätzliche Bodenstationen im 
Sendebereich der Satelliten, andererseits über „Auffang-Satelliten“ 
im All hinter den tatsächlichen Satelliten. Unterseekabel hat man per 
U-Boot angezapft oder am Kabelende auf dem Land alles abgegrif-
fen. Viele dieser Kabel sind internationale Kooperationen aus staatli-
chen oder ex-staatlichen Telekommunikationsunternehmen. Da 
kann man dann davon ausgehen, dass alle Länder, deren Telcos am 
Projekt beteiligt sind, da auch einmal die Daten ausleiten.

Aber so schnell, wie die technische Entwicklung ging, konnten 
die Dienste nicht Schritt halten. Daher wurde in den 1980er-Jahren 
die Entscheidung getroffen, dass man schlicht für neu entwickelte 
Kommunikationsmethoden eine Abhör-Hintertür gesetzlich vor-
schreibt. Der Euphemismus für diese Abhör-Hintertüren ist „Lawful 
interception“.  Die US-Verordnung dazu heißt CALEA, die hat später 
den anderen Ländern als Vorbild gedient. In Europa muss man nach 
ENFOPOL googeln, die deutsche Version heißt Telekommunikations-
Überwachungsverordnung.

Es gibt da internationale Standards, die treibende Kraft unter den 
Normierungsgremien war das Europäische Institut für Telekommu-
nikationsnormen, ETSI. Das wissen wir durch die hervorragende Re-
cherchearbeit von Erich Möchel, der im Jahre 2001 Dossiers über 
diese Normierungsarbeit veröffentlicht hat. Die ersten betroffenen 
Netze waren die GSM-Netze für Mobiltelefone. Aber auch alle ande-
ren Dienste sind selbstverständlich betroffen, von Skype über Voice 
over IP bei der Telekom bis hin zu E-Mail und zukünftigen Diensten. 
Anbieter müssen eine genormte Schnittstelle anbieten, über die die 

Polizei oder mittels dieser dann die Dienste automatisiert Daten ab-
greifen können, und zwar ohne dass der betroffene Diensteanbie-
ter sehen kann, wer da gerade abgehört wird. Das will man auch so 
haben, denn sonst könnte ja ein Terrorist einfach selber eine kleine 
Telco aufmachen und wüsste dann immer, wenn er abgehört wird.

Wenn alle Dienstebetreiber Hintertüren vorhalten müssen, wieso 
raten dann einige Nerds, einen eigenen Mailserver zu betreiben? 
Das liegt daran, dass das Gesetz für die teureren Anforderungen, un-
ter anderem für diese Schnittstellen, eine Mindest-User-Anzahl von 
10 000 vorsieht. Wer also weniger als 10 000 Benutzer hat, muss keine 
Abhörschnittstelle vorhalten. Auf richterlichen Beschluss hin bleibt 
man natürlich trotzdem auskunftspflichtig.

Ich möchte nochmal betonen, dass alle diese Sachen nicht böse 
gemeint sind. Da saßen besorgte, alte Männer in einem Raum und 
haben sich Gedanken gemacht, wie man in Zukunft Polizeiarbeit ge-
währleisten kann. Dass sie auch den Grundstein für einen Überwa-
chungsstaat legen, erschien ihnen das kleinere Übel im Vergleich zu 
dem vielbeschworenen „rechtsfreien Raum“.

Und es gibt da noch ein Detail, das vielleicht ganz interessant 
ist. Große Firmen und Behörden setzen Telefon-Nebenstellenanla-
gen ein. Die Telekom schaltet denen dann einen ganzen Bereich aus 
Rufnummern, und die Durchwahl-Zuordnung am Ende übernimmt 
die Telefonanlage im Haus. 

Seit vielen Jahren gibt es die Geschichte, dass Russland für Tele
fonanlagen ein paar Features vorschreibt, die man als Hersteller 
dann halt einbauen muss, wenn man im russischen Markt verkau-
fen will. Eines dieser Features ist, dass man eine Nebenstelle so an-
rufen kann, dass das Telefon nicht klingelt, sondern sofort rangeht 
und dann den Raumton verdeckt überträgt. Sozusagen ein „Wan-
zen-Modus“. Natürlich sollte das in Deutschland nicht aktivierbar 
sein, aber wenn das in die Software implementiert ist, dann kann 
man das anschalten. Zur Not spielt man halt vorher die Russland-
Version der Software auf.
? Wissen Sie, was mich an meiner Rolle hier in diesem Ge-

spräch gerade stört? Wir Journalisten, die wir aufklären wollen 
über das, was geschieht – wir betreiben doch klammheimlich 
das Geschäft der Überwacher mit, wo wir immer nur auf die To-
talität der Überwachung abstellen und damit Ohnmacht ver-
breiten. „Alles furchtbar!“ ist doch nicht, was Hoffnung verbrei-
tet und Widerstand schürt.
! Der Skandal ist aus meiner Sicht nicht, dass der Staat tut, was er 

tut. Sondern dass niemand von uns das verhindert hat. Die Öffent-
lichkeit hatte die Möglichkeit, sich zu informieren und etwas zu tun. 
Nicht über alle Details, aber über die grobe Richtung. Spätestens seit 
2000 hätten alle wissen können, was die Geheimdienste machen 
und wie wenig moralische Grenzen es gibt. Da gab es einen Report 
von Duncan Campbell für das EU-Parlament über ECHELON, das glo-
bale Abhörsystem der Five Eyes. Der Bericht heißt „Interception Ca-
pabilities 2000“ und steht frei im Internet zum Download.

Es passierte damals, was heute wieder passiert nach Snowden: 
Die EU heuchelt Schock und Überraschung und alle Länder nehmen 
dann die Fähigkeiten der NSA intern als Maßstab dafür, was „unser 
Geheimdienst auch können sollte“.

So gut wie niemand leistet tatsächlich Fundamentalopposition 
gegen Überwachung. Die PR-Spezialisten von Bertelsmann und Co. 
haben es geschafft, Datenschutz zu einer Art Schimpfwort zu ma-
chen: Jemand erwähnt Datenschutz, alle rollen mit den Augen. Da-
tenschutz, das sind doch diese Leute, die immer nur Ärger machen 
und uns vom Arbeiten abhalten hier!

Der Skandal ist aus meiner Sicht nicht, dass der 
Staat tut, was er tut. Sondern dass niemand von 
uns das verhindert hat.

22 Journalistenblatt 2|2017





Zunächst einmal ist die Unter-
scheidung zwischen Coach und 
Berater eigentlich ganz einfach: 

Der Berater beantwortet die Fragen des Be-
ratenen, der Coach stellt die Fragen. Wäh-
rend ein Berater also eher sagt, wie es geht, 
hilft der Coach seinem „Coachee“ dabei, per-
sönliche und berufliche Ziele sowie die not-
wendigen Kompetenzen zu entwickeln und 
umzusetzen. 

Macht man sich selbstständig und hat je-
manden an der Seite, der einen dabei unter-
stützt, dann nennt man diesen Gründungs-
berater oder Gründercoach. Anders als der 
Businesscoach ist ein Gründercoach per se 
eine Mischung aus Berater und Coach  – 
schließlich braucht er neben der Coaching-
kompetenz auch Gründungsfachwissen, 
um seinen Klienten optimal zu unterstüt-
zen. Oft werden deshalb die Bezeichnun-
gen „Gründercoach“ und „Gründungsbera-
ter“ synonym benutzt.

Die Berufsbezeichnung „Gründungsbe-
rater“ ist genau wie der „Unternehmensbe-
rater“ und der „Coach“ nicht geschützt. Das 
erschwert die Suche nach der geeigneten 
Unterstützung im eher unübersichtlichen 
Beratungsmarkt in Deutschland.

Generell lassen sich folgende Punkte 
festhalten, die einen guten Gründungsbe-
rater ausmachen:

	� Er sollte dem Gründer gegenüber trans-
parent arbeiten und ihm Wertschät-
zung entgegenbringen.

	� Er sollte sich in der Lage sehen, das für 
den Gründer und dessen Geschäftsidee 
relevante Fachwissen weiterzugeben, 
Struktur in den Prozess zu bringen so-
wie kritisches Feedback zu geben. Op-
timalerweise verfügt er auch über um-

Ein passender Berater ist eine unverzicht-
bare Hilfe bei der Entwicklung der eige-
nen beruflichen Ziele. Er kann gerade für 
Existenzgründer überlebenswichtig sein 
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Wie finde ich den passenden 
Coach oder Berater 
Worauf ich bei der Auswahl achten sollte

Vor allem in Veränderungssitua-
tionen (beruflich und privat) hilft 
der Blick von außen, eine schwie-
rige Situation zu meistern: Ein 
Coach oder Berater wird gesucht. 
Doch wie finde ich den?

Gemeinsam mit den Beratern werden die Ziele definiert, die das Unternehmen errei-
chen will. Egal, ob es sich dabei um eine One-Man-Show handelt oder ein kleines Re-
daktionsbüro – die richtige Begleitung verhindert oft das Scheitern in der Startphase
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nfassende Branchenkenntnisse und ist 
über Trends und Entwicklungen am 
Markt informiert.

	� Er verfügt zusätzlich über Coaching-
Kompetenz und kann den Prozess mit 
aktivierenden und motivierenden Inter-
ventionen begleiten.

Darüber hinaus hilft es, sich strategisch auf 
die Suche zu machen: 

1. Klar werden über  
die eigenen Erwartungen

Braucht man eine Businessplanbegleitung 
oder branchenspezifische Tipps, ein Coa-
ching oder nur ein paar Informationen, wie 
man sich beim Finanzamt anmeldet?

2. Wie suchen –  
das Netzwerk aktivieren

Vermutlich haben Kollegen bereits Erfah-
rung mit Beratern gesammelt und können 
eine Empfehlung geben. 

Darüber hinaus gibt es die Möglichkeit, 
an die örtlichen Gründungsinstitutionen 
(Gründungszentren, IHK/Handelskammer, 
Institut für Freie Berufe etc.) sowie die KfW 
Beraterbörse heranzutreten. 

3. Die Auswahl –  
Informationen im Voraus sammeln

Folgende Informationssammlung kann vor 
der Kontaktaufnahme bei der Entschei-
dung helfen: 

	� Wie aussagekräftig ist die Homepage 
des Beraters in Bezug auf Branchen-
Know-how, Beratungsangebot und 
Profil (Werdegang, Qualifikation)?

	� Wie viele Gründer und Gründerinnen 
hat er bisher begleitet? Aus welchen 
Branchen stammen die Kunden, gibt es 
Kundenstimmen? 

	� Auf welche Gründungsphasen (Vor-
gründungs-, Gründungs- und Wachs-
tumsphase) ist der Berater spezialisiert? 

	� Hat er Erfahrungen mit einer eigenen 
Selbstständigkeit gesammelt? Diese 
Berater sind meist engagierter und zei-
gen mehr Einfühlungsvermögen bei 
schwierigen Themen.

	� Ist er Teil einer Organisation, z. B. Berater 
in einem Gründungszentrum oder in 
der Handelskammer? Welchen Ruf hat 
die Organisation? Kann das gesamte 
Angebot der Organisation genutzt wer-
den?

	� Ist er in der KfW-Beraterbörse gelistet, 
beim BAFA registriert? 

4. Das erste Gespräch –  
Auftragsklärung

Wichtig ist auf jeden Fall, dass bei dem ers-
ten Termin eine Auftragsklärung stattfindet. 
Das bedeutet, dass der Beratungsbedarf 
gemeinsam geklärt und dieser auch schrift-
lich festgehalten wird. Daraus ergibt sich 
dann der Beratungsauftrag bzw. -vertrag, 
der auch die finanziellen und zeitlichen 
Rahmenbedingungen festhalten kann. 

5. Fördertöpfe nutzen
Übrigens: Gründungsberatung wird nach 
wie vor gefördert – nicht mehr ganz so 
stark wie früher, aber es gibt immer noch 

Geld vom Staat: Vom Vorgründungscoa-
ching (nur in Bayern) bis zur Förderung un-
ternehmerischen Know-hows reicht hier 
die Palette der Beratungsförderung. Um 
diese Fördertöpfe nutzen zu können, muss 
der potenzielle Berater z. B. beim BAFA ge-
listet sein. �

Walther Bruckschen (Jahrgang 1961), 
Diplom-Kaufmann und Unternehmensbe-
rater, besitzt langjährige Erfahrungen als 
Chefredakteur von Fachzeitschriften und 
ist als freiberuflicher Journalist, Agentur-
gründer und Geschäftsführer sowie PR- 
und Marketingberater tätig. Als Q-plus-
zertifizierter Gründungsberater ist er in der 
Beraterbörse der KfW gelistet und hat sich 
auf Gründer- und Führungskräftecoaching 
in der Medienbranche spezialisiert. 
Er betreut seit Januar 2013 federführend 
die Existenzgründungsberatung des 
Journalistenzentrum Deutschland.

Beratersuche im Netz
Die Suche nach einem Gründungsbera-
ter oder Coach wird durch das Internet er-
heblich erleichtert. Bei folgenden Adressen 
werden Sie fündig:

coaches.xing.com – in dem Networ-
king-Portal sind viele Coaches und Berater 
gelistet: Stichwortsuche Gründung

beraterboerse.kfw.de – Nach wie vor 
die größte Datenbank zum Thema Grün-
dungsberatung ist die KfW-Beraterbörse, in 
der zurzeit über 4 000 Beraterinnen und Be-
rater gelistet sind, die sich mit dem Thema 
Existenzgründung befassen.

Meist haben Berater oder Coaches bereits hinreichende Erfahrungen mit Gründungen  
in einem bestimmten Wirtschaftszweig und erkennen so schnell die möglichen  
Stolperfallen 
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Was viele nicht wissen: Die Be-
rufsgenossenschaften sind 
nicht nur für Arbeitnehmer 

relevant, sondern auch für Selbständige. 
Und das nicht ohne Grund: So gehören bei-
spielsweise Bildjournalisten zu einer Berufs-
gruppe, in der relativ häufig Unfälle passie-
ren. Für ein gutes Bild wagen sich manche 
auf wackelige Leitern oder ungesicherte 
Hebebühnen – und unterschätzen dabei 
die Sturzgefahr. Auch bei Auslandseinsät-
zen in Krisenregionen sind sie Gefahren aus-
gesetzt, die im schlimmsten Fall zum Tod 

führen können. Damit Bildjournalisten bei 
ihrer Berufsausübung ausreichend abgesi-
chert sind, ist die gesetzliche Unfallversiche-
rung für sie Pflicht. Egal ob Beinbruch oder 
langwierige Berufskrankheit: Die Berufs-
genossenschaft trägt die Rehakosten und 

sorgt für die finanzielle Absicherung der 
Versicherten und ihrer Familien.

Neun gewerbliche Berufsgenossen-
schaften kümmern sich in Deutschland um 
die gesetzliche Unfallversicherung von Be-
schäftigten. Sie konzentrieren sich jeweils 
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Wenn einem Angestellten bei der 
Arbeit ein Unfall passiert, mel-
det der Arbeitgeber den Vorfall an 
seine zuständige Berufsgenossen-
schaft. Diese kümmert sich dann 
um die Folgekosten. Dasselbe 
gilt bei Wegeunfällen und Berufs-
krankheiten. 

Gesetzliche Unfallversicherung – 
auch für Selbständige

Ein typischer Arbeitsunfall: Beim Kundenbesuch rutscht man auf einem frisch  
gewischten Fußboden aus – ein klarer Fall für die Berufsgenossenschaft

Berufsgenossenschaft
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auf bestimmte Branchen. Grundsätzlich ver-
sichert sind angestellte Arbeitnehmer, Azu-
bis, geringfügig Beschäftigte und Praktikan-
ten. Für selbständige Bildjournalisten und 
Pressefotografen gibt es, wie gesagt, eben-
falls eine Versicherungspflicht. Zuständig 
ist die Berufsgenossenschaft Energie Textil 
Elektro Medienerzeugnisse (BG ETEM) mit 
Sitz in Wiesbaden. Die jährliche Beitrags-
höhe bemisst sich am Einkommen, am so-
genannten Gefahrentarif und einer variab-
len Umlageziffer. Der Gefahrentarif wird je 
nach Branche und Unternehmenszweig zu-
geordnet. Der Versicherungsschutz durch 
die Berufsgenossenschaft gilt übrigens 
auch für berufliche Einsätze im Ausland – 
sofern sie zeitlich begrenzt sind.

Schreibende Journalisten, Redakteure 
und Moderatoren, die selbständig allein 
oder in einer GbR arbeiten, können sich 
freiwillig auf eigene Kosten in der gesetz-
lichen Unfallversicherung versichern. Für 
sie sorgt die Verwaltungsberufsgenossen-
schaft (VBG) mit Hauptsitz in Hamburg. Der 
Beitrag für diese freiwillige Versicherung bei 
der VBG errechnet sich aus der gewünsch-
ten Versicherungssumme, einem variablen 
Beitragsfuß und der Gefahrenklasse.

Bei den Berufsgenossenschaften han-
delt es sich um Solidargemeinschaften, die 
nicht gewinnorientiert, sondern kostende-
ckend arbeiten. Aus den Beiträgen der Mit-
glieder finanzieren sie die Versicherungs-
fälle. Die Mitgliedsunternehmen werden 
dadurch entlastet, da sie bei einem Ar-
beitsunfall in ihrem Betrieb nicht mit Scha-

densersatzforderungen des Arbeitnehmers 
konfrontiert werden. Dieser macht seine 
Ansprüche gegenüber der zuständigen Be-
rufsgenossenschaft geltend. Die Berufsge-
nossenschaften wiederum geben den Ver-
sicherten Informationen zum Arbeitsschutz 
an die Hand und kontrollieren Betriebe, um 
Arbeitsunfälle zu vermeiden. Offenbar mit 
Erfolg: So sind laut dem Spitzenverband 
DGUV die Zahl der Arbeitsunfälle in den ver-
gangenen 20 Jahren um die Hälfte zurück-

gegangen. Das hat auch sinkende Beiträge 
für die Mitglieder zur Folge.

Jedes Unternehmen – und damit auch 
jeder Selbständige, der einer Pflichtversi-
cherung unterliegt – muss sich bis spätes-
tens eine Woche nach Aufnahme seiner 
Tätigkeit bei der Berufsgenossenschaft mel-
den. Wer nur nebenberuflich als selbständi-
ger Bildjournalist tätig ist, kann sich von der 
Versicherungspflicht befreien lassen, wenn 
er weniger als 100 Arbeitstage à acht Stun-
den pro Jahr in diesem Bereich arbeitet. 
Dazu muss ein schriftlicher Antrag bei der 
Berufsgenossenschaft gestellt werden.�

Der Versicherungsschutz einer Berufsgenossenschaft gilt auch für Einsätze im Ausland, sofern sie zeitlich begrenzt sind 
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Mirjam Büttner ist freie Journalistin und  
arbeitet im Medienbüro Hamburg – einer 
kirchlichen Aus- und Weiterbildungsein-
richtung für Print, Radio, TV und Online, 
die seit über 20 Jahren besteht. Beim 
Journalistenzentrum Deutschland steht sie 
den Mitgliedern von DPV und bdfj über die 
Journalistenberatung gerne zur Verfügung.

Links und Adressen:
Für Bildjournalisten und  
Pressefotografen:
BG ETEM
Bereich Druck und Papierverarbeitung
Rheinstraße 6–8
65185 Wiesbaden
Telefon: 0221 3778-1802
Telefax: 0221 3778-1803
E-Mail: ba.wiesbaden@bgetem.de
www.bgetem.de

Für Journalisten, Redakteure  
und Moderatoren:
VBG (Hauptsitz)
Massaquoipassage 1
22305 Hamburg
E-Mail: kundendialog@vbg.de
www.vbg.de
Telefon: 040 5146-2940
Mo. bis Do.: 8–17 Uhr, Fr.: 8–15 Uhr
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Bewirtungskosten sind im Allge-
meinen in Höhe von 70 Prozent 
der Aufwendungen als Betriebs-

ausgaben abzugsfähig. Dies setzt allerdings 
voraus, dass ordnungsgemäße Belege vor-
liegen, die folgende Angaben enthalten:
	� Ort der Bewirtung, 
	� Tag der Bewirtung, 
	� Teilnehmer der Bewirtung, 
	� Anlass der Bewirtung und 
	� Höhe der Aufwendung. 

Auch Journalisten, die sich zur Verschwie-
genheit verpflichtet haben, müssen den Be-
wirtungsanlass und die bewirteten Perso-
nen benennen. 

Der Bundesfinanzhof fordert eine Gü-
terabwägung zwischen der Schweige-

erpflichtigen stets enthalten sein. Laut Fi-
nanzverwaltung gilt dies erfreulicherweise 
nur für Rechnungen ab einem Gesamtbe-
trag von über Euro 150,00. 

Bewirtung von freien Mitarbeitern
Wer als Journalist freie Mitarbeiter bewir-
tet, kann diese Kosten grundsätzlich in vol-
ler Höhe steuerlich geltend machen, weil 
es sich um Bewirtungen aus „allgemein 
betrieblichem Anlass“ handelt – die Ab-
zugsbegrenzung auf 70 Prozent gilt nur für 
„geschäftlich veranlasste“ Bewirtungen! 
Natürlich ist es in Einzelfällen auch denk-
bar, dass Bewirtungskosten für freie Mit-
arbeiter teilweise nicht anerkannt werden, 
wenn sie ungewöhnlich hoch bzw. völlig 
unüblich sein sollten, weil dann die be-

pflicht und der Gleichmäßigkeit der Be-
steuerung unter Berücksichtigung des 
Verhältnismäßigkeitsprinzips. Verpflichtend 
sind laut Bundesfinanzhof Angaben so-
wohl bezüglich des Bewirtungsanlasses so-
wie der an der Bewirtung teilnehmenden 
Personen mit der Begründung, dass die Fi-
nanzbehörden einem eigenen strafbe-
wehrten Steuergeheimnis unterliegen. 

Generell ist zu beachten, dass ein Be-
triebsausgabenabzug für unangemessen 
hohe Bewirtungskosten von vornherein 
nicht in Betracht kommt. Gegebenenfalls 
wird dann nur der Teil der angemessenen 
Kosten berücksichtigt. 

Auf dem Bewirtungsbeleg muss nach 
neuerer Rechtsprechung des Bundesfi-
nanzhofs der Name des bewirtenden Steu-

Bewirtung, Wein  
und andere Genussmittel

Ein Essen mit Gesprächspartnern kann unter bestimmten Voraussetzungen steuerlich geltend gemacht werden
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Betriebsausgaben
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triebliche Veranlassung eventuell infrage 
gestellt wird. 

Voller Betriebsausgabenabzug  
für Aufmerksamkeiten

Werden lediglich Aufmerksamkeiten in ge-
ringem Umfang gereicht, z. B. anlässlich be-
trieblicher Besprechungen, liegt bereits rein 
steuerbegriffstechnisch keine Bewirtung vor, 
sodass die Abzugsbegrenzung (70 Prozent) 
nicht gilt. Nach Ansicht der Finanzverwal-
tung muss es sich hierbei um eine „übliche 
Geste der Höflichkeit“ handeln, wie Kaffee, 
Tee oder Gebäck. Die Höhe der Aufwendun-
gen soll dann nicht ausschlaggebend sein. 

Das Finanzgericht Münster hat mit Ur-
teil vom 28. November 2014 allerdings ent-

schenke) pro Jahr und Beschenktem Euro 
35,00 übersteigen. 

Liegen begrifflich Bewirtungskosten 
vor, müssen die erforderlichen Angaben 
zum Ort, zum Tag, zu den Teilnehmern und 
dem Anlass der Bewirtung zeitnah erstellt 
werden. Fehlen entsprechende Angaben 
oder sind sie zu allgemein gehalten (wie 
z. B. die Angabe „Besprechung“), kommt ein 
Betriebsausgabenabzug nicht in Betracht. 
Außerdem wird zusätzlich der Vorsteuer-
abzug aus den entsprechenden Eingangs-
rechnungen versagt. �

schieden, dass die Aufwendungen eines 
freiberuflich Tätigen für den Erwerb von 
Wein zum Ausschank anlässlich von Bespre-
chungen mit Kunden und Fachkollegen Be-
wirtungsaufwendungen sind und keine 
bloßen Aufmerksamkeiten darstellen. 

Dies hatte nicht etwa zur Folge, dass 
die Kosten für den Wein (nur) zu 70 Prozent 
als Betriebsausgaben abgezogen werden 
konnten, vielmehr wurde der Abzug insge-
samt versagt, weil ordnungsgemäße Bewir-
tungsbelege fehlten. 

Wenn Wein als Präsent an Geschäfts-
partner überreicht wird, liegt regelmäßig 
keine Bewirtung vor. Hier ist der Betriebs-
ausgabenabzug nur dann ausgeschlossen, 
wenn die Anschaffungskosten (für alle Ge-

Werden Kaffee und Häppchen 
z. B. bei betrieblichen Bespre-
chungen gereicht, können die 
Kosten ohne Abzug steuerlich 
geltend gemacht werden 

Eine Quittung allein reicht nicht aus. Nur korrekt ausgefüllte Bewirtungsbelege 
erkennt das Finanzamt steuerreduzierend an 
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Dipl.-Kffr. Gabriele Krink ist seit 
langem als Steuerberaterin etabliert.  
Die Tätigkeits- und Interessenschwer
punkte ihrer Kanzlei liegen u. a. auf der 
Betreuung von freien Berufen und dem 
engagierten Beistand für fest angestellte 
Journalisten & Kommunikationsfachleute. 
Sie leitet federführend das Team, welches 
den Mitgliedern von DPV und bdfj im 
Rahmen der kostenfreien Steuerberatung 
kompetent zur Seite steht.
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Top Ten der  
vergessenen Nachrichten
Das Problem sind die No News, nicht die Fake News

Die Jury der Initiative Nachrichtenaufklärung e. V. präsentiert jährlich zehn Nachrichten 
oder Themen, die in der medialen Berichterstattung zu kurz gekommen sind. Es handelt 
sich um Sachverhalte, die für die deutsche Öffentlichkeit relevant sind, über die aber 
bislang in Presse, Funk, Fernsehen und Internet kaum Debatten geführt werden. 

Top 1: Bundesrichterwahl illegal?
Die Durchführung der Wahl zum Rich-
ter an einem deutschen Bundesgericht ist 
unklar und wenig nachvollziehbar. Es gibt 
kaum klare Auswahlkriterien für diese Äm-
ter. Stellenausschreibungen werden nicht 
öffentlich gemacht. Das Prinzip der Chan-
cengleichheit wird zu wenig berücksich-
tigt. Der Richterwahlausschuss wird vom 
Deutschen Bundestag bestimmt und setzt 
sich ausschließlich aus Parteimitgliedern zu-
sammen. Entsprechend ist die Gefahr einer 
parteilichen Auswahl groß. Nicht alle Wahl-
ausschussmitglieder haben zwingend eine 
juristische Ausbildung, entscheiden aber 
über die „sachliche“ Eignung eines Kandi-
daten. Über die persönliche Eignung der Be-
werber wird entschieden, ohne dass diese 
sich überhaupt persönlich vorstellen müs-
sen. Die Besetzungen der hohen Richter-
ämter sind immer wieder Thema in den 
Medien, die Umstände der Wahl sind aber 
medial vernachlässigt.

Top 2: Die meisten Auslands
einsätze der Bundeswehr 
sind unbekannt

Die deutsche Bundeswehr ist aktuell an 
16 offiziellen Auslandseinsätzen in 14 Län-
dern beteiligt. Der Öffentlichkeit ist das weit-
gehend unbekannt: Denn es wird bei wei-
tem nicht über alle Missionen in der Presse 
berichtet. Dabei sind es deutsche Soldaten, 
die in der Regel im Auftrag des Deutschen 
Bundestags Leib und Leben im Ausland ris-
kieren. Auch im Hinblick auf die Finanzie-

Top 4: Kann Hunger durch weniger 
Nahrungsmittelverschwendung 
verringert werden?

Hunger und Nahrungsmittelverschwen-
dung haben verschiedene Gründe, und die 
Verschwendung bedingt indirekt auch den 
Hunger. Es gibt Ideen zur Verbesserung der 
Lage, doch bisher wird wenig langfristig 
umgesetzt. Dabei ist der Zusammenhang 
zwischen Hunger und Nahrungsmittelver-
schwendung sowohl wirtschaftlich als auch 
politisch, sozial und ökologisch relevant. In 
der Presse werden zwar die einzelnen The-
menblöcke immer wieder angesprochen. 
Der komplizierte Zusammenhang von Nah-
rungsmittelverschwendung hier und Hun-
ger dort sind jedoch kaum Thema, und 
Handlungsvorschläge werden selten ange-
sprochen.

Top 5: Deregulierung von 
Au-pair-Agenturen in Deutschland 
durch EU-Recht

Au-pair-Mädchen und -Jungen werden oft 
als billige Arbeitskräfte ausgenutzt. Bis 2002 
gab es in Deutschland eine Lizenzpflicht für 
Au-pair-Agenturen, seitdem werden sie aber 
nicht mehr staatlich kontrolliert. Die heute 
etwa 300 Agenturen mit Sitz in Deutsch-
land müssen nur für 30 Euro einen Gewerbe-
schein erwerben und haben keine Auflagen 
zu befürchten. Dieser Zustand hat gravie-
rende Folgen für Au-pairs: Leidensgeschich-
ten gibt es reichlich. Das Thema wurde 2016 
in einem Kurzfilm der ARD aufgegriffen und 
danach in einigen Medien weiter behan-

rung sämtlicher Auslandseinsätze aus Steu-
ergeldern und die neue Ausrichtung der 
Bundeswehr hin zur Verteidigung der Si-
cherheit Deutschlands im Ausland sollten 
die deutschen Medien mehr und genauer 
über die Auslandseinsätze deutscher Solda-
ten berichten. Seit 1992 haben die Auslands
einsätze der deutschen Bundeswehr über 
17 Milliarden Euro gekostet. Es gibt jedoch 
noch nicht einmal eine regelrechte Erfolgs-
kontrolle solcher Einsätze: Ein entsprechen-
der Gesetzentwurf liegt zwar vor, wurde 
aber noch nicht verabschiedet.

Top 3: Costa Rica und andere  
Länder ohne Militär

Costa Rica ist einer von sehr wenigen Staa-
ten weltweit, die über kein eigenes Militär 
verfügen, und das bereits seit über 60 Jah-
ren. Trotz der über 20 Länder ohne stehen-
des Heer und des langen Zeitraums, den 
Costa Rica bereits darauf verzichtet, ist die-
ser Zustand nahezu unbekannt und wird 
und wurde von der Presse, sowohl von aus-
ländischer als auch von inländischer, stark 
vernachlässigt. Die Frage nach den Erfolgs-
chancen und den Vorteilen militärloser Staa-
ten, insbesondere für Wirtschafts- und Bil-
dungssysteme der entsprechenden Länder, 
verleiht dem Thema Relevanz. Diese Rele-
vanz besteht auch im Hinblick auf den welt-
weit zunehmenden Terrorismus und die da-
mit verbundenen Kritikpunkte und in Bezug 
auf die Frage, wie sicher und modellhaft die-
ses Konzept des armeelosen Staates in Zei-
ten wie diesen noch ist.
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delt. Die fehlende staatliche Kontrolle wird 
erwähnt, aber es wird nicht auf den Grund 
der weggefallenen Lizenzpflicht eingegan-
gen: Sie fiel 2002 der Liberalisierung des 
EU-Arbeitsmarkts zum Opfer. Dass das EU-
Recht als Ursache der fehlenden Kontrolle 
von Au-pair-Agenturen vernachlässigt wird, 
kann mit einer Scheu besonders von poli-
tisch orientierten Journalisten zusammen-
hängen, Kritik an der zunehmend gefährde-
ten EU zu üben.

Top 6: Die Rolle des Westens 
im Jemen-Konflikt

Die Krisen und kriegerischen Konflikte im 
Nahen und Mittleren Osten sind Tages
thema. Wirklich? Seit März 2015 findet im Je-
men, dem ärmsten Land des Nahen Ostens, 
eine durch Saudi-Arabien angeführte militä-
rische Intervention statt: Mit Unterstützung 
weiterer sunnitischer arabischer Staaten und 
der USA, Großbritanniens und Frankreichs 
fliegt Saudi-Arabien Luftangriffe gegen die 
schiitischen Huthi-Rebellen. Nach Angaben 
der UN und Menschenrechtsorganisationen 
hat der Konflikt bereits tausende Zivilisten 
das Leben gekostet und Millionen in Hun-
gersnot gestürzt. Es wird von Kriegsverbre-
chen wie der Bombardierung von Kranken-
häusern und dem Einsatz von Streubomben 
berichtet. Deutschland ist Waffenlieferant 
für Saudi-Arabien. Es handelt sich um ein 
vernachlässigtes Thema, weil die Rolle west-
licher Länder im Jemen-Konflikt kaum in den 
Medien diskutiert wird.

Top 7: Unzuverlässiges  
Gütesiegel führt zu Gewalt  
bei der Pferdeausbildung

Das Geschäft der Gestüte geht zulasten der 
Pferde, obwohl viele unter dem Schutz ei-
nes Siegels stehen. Die Deutsche Reiterli-
che Vereinigung, kurz FN, zertifiziert Gestüte 
und vergibt das sogenannte FN-Gütesiegel. 
Das garantiert eine harmonische Ausbil-
dung und eine korrekte Haltung der Pferde, 
und – wenig verwunderlich – erhöht den 
Kaufpreis eines zertifizierten Pferdes. Doch 
nicht immer hält das Siegel, was es ver-
spricht, und Pferdekäufer stellen fest, dass 
das Pferd trotzdem eine gewaltsame, mit 
Schmerzen verbundene Ausbildung durch-
laufen hat, die einen gefahrlosen Umgang 
mit dem Pferd dauerhaft verhindert. Gründe 
sind unzureichende Qualitätskontrollen der 
Gestüte auf die Einhaltung der Versprechen 
und die Verlässlichkeit des Siegels. Während 
über andere Siegel in der Presse oft berich-
tet wird, findet die Missachtung der Richtli-

nien des Pferdesiegels kaum Beachtung. Da-
bei sind vier Millionen Reitsportler und über 
eine Million Pferde betroffen.

Top 8: Medikamentöse Ruhig
stellung in Altenpflegeheimen

Ältere Menschen werden in Pflegeheimen 
gegen ihren Willen und häufig ohne Wis-
sen der Angehörigen mit Medikamenten 
wie Benzodiazepine oder Neuroleptika ru-
higgestellt. Von den 2,86 Millionen Pflege-
bedürftigen in Deutschland leben viele in 
einer der 11 164 stationären Einrichtungen. 
Das Pflegepersonal ist häufig mit der Situa
tion konfrontiert, sich zu zweit um 75 bis 
100 Patienten kümmern zu müssen, von de-
nen viele unruhig sind oder aufgrund ihrer 
Demenzerkrankung orientierungslos um-
herirren. Dieser hohe Arbeitsaufwand kann 
einer der möglichen Gründe sein, die Pflege-
bedürftigen zu betäuben. In den deutschen 
Medien wurde dieser Umstand bislang noch 
nicht durchleuchtet.

Top 9: Fehlender Schutz von 
Kulturgütern bei atomarem GAU

Im Falle eines atomaren Unglücks, des so-
genannten GAU, in einem Atomkraftwerk 
sind schon Mensch und Tier in Deutsch-
land völlig unzureichend geschützt. Umso 
mehr gilt das für unschätzbares Kulturgut, 
das nach einem Atomunfall unwiederbring-
lich zerstört sein kann. Deutschland ist um-
ringt von 65 Atomreaktoren der unmittelba-
ren Nachbarländer (Stand November 2016). 
In Belgien ist es vor allem der Reaktor in Ti-
hange, der im Falle eines atomaren GAUs 
Teile West-Deutschlands atomar verunreini-
gen und unbewohnbar machen würde. In 
Frankreich sind es die Reaktoren Cattenom 
und Fessenheim. Selbst im eigenen Land 
hat Deutschland noch acht aktive Atomreak-
toren. Alle diese Reaktoren stellen eine Ge-
fahr für Menschen und ihre Kultur dar. Zum 
Bevölkerungsschutz hat das Bundesministe-
rium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Re-
aktorsicherheit einen breiten Maßnahmen-
plan entwickelt. Doch für das Kulturgut ist 
ein explizit auf den atomaren Katastrophen-
fall zugeschnittener Maßnahmenplan nicht 
entwickelt worden. Ein Großteil der Verant-
wortung für einen Maßnahmenplan im Falle 
einer atomaren Katastrophe liegt bei den 
Ländern. Dennoch ist bisher nur für den all-
gemeinen Katastrophenfall, insbesondere 
den bewaffneten Konflikt, vorgesorgt. Auch 
der Bund steht in der Verantwortung, seine 
Kulturgüter zu schützen. Es existiert zwar 
von der Beauftragten der Bundesregierung 

für Kultur und Medien (BKM) eine „Bestands-
aufnahme zu Maßnahmen des Bundes zum 
Schutz von Kulturgut bei Katastrophen“, 
aber kein Maßnahmenplan. Der Öffentlich-
keit ist das vollkommen unbekannt.

Top 10: Scheinselbstständigkeit  
unter freien Mitarbeitern

Gerade Journalisten, die häufig über Miss-
stände in der Arbeitswelt berichten, sind 
selbst davon betroffen. Viele Medienschaf-
fende arbeiten als Scheinselbstständige, da 
Medienhäuser Festanstellungen vermeiden 
und durch die Beschäftigung von freien Mit-
arbeitern Sozialabgaben sparen. Mithilfe teils 
absurder Arbeitsregelungen und der Künst-
lersozialkasse umgehen sie feste Beschäf-
tigungsverhältnisse und zwingen Medien-
schaffende ohne Kranken- und Urlaubsgeld 
bei niedrigen Honoraren in die Unsicher-
heit. Das Thema Scheinselbstständigkeit 
von Medienschaffenden erschien nach ei-
nigen Entlassungen und Verfahren gegen 
Medienhäuser kurz in den Nachrichten, das 
systematische Vorgehen und die enorme 
Verbreitung finden thematisch nicht statt, 
nicht zuletzt, weil die Medien kein Interesse 
daran haben, öffentlich auf der Anklagebank 
wegen Sozialbetrugs zu sitzen. �

Hinweis: 
Am 2. Juni 2017 veranstaltet die INA 
gemeinsam mit der Nachrichtenredaktion 
des Deutschlandfunks und der Hochschule 
für Medien, Kommunikation und 
Wirtschaft (HMKW) das 3. Kölner Forum für 
Journalismuskritik und verleiht auch zum 
dritten Mal den Günter-Wallraff-Preis für 
Journalismuskritik. 

Weitere Informationen: 
www.derblindefleck.de/ 
guenter-wallraff-preis. 

Kontakt: 
Initiative Nachrichtenaufklärung e. V. (INA)
Hochschule für Medien, Kommunikation 
und Wirtschaft (HMKW)
Höninger Weg 139 
50969 Köln-Zollstock
Mail: info@nachrichtenaufklaerung.de
www.nachrichtenaufklaerung.de
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Selbstoptimierungs
alleskönnercracks 

Wenn es nach Miriam Meckel geht, ist der automati-
sierte Journalismus „the next big thing“. Die Chefre-
dakteurin der Wirtschaftswoche, die zugleich Direk-

torin am Institut für Medien- und Kommunikationsmanagement der 
Universität St. Gallen ist, sieht im Einsatz von Algorithmen im Journa-
lismus „ein erhebliches Rationalisierungs- und Einsparungspotenzial“ 
für Redaktionen, denn: „Algorithmen werden nicht krank, streiken 
nicht und wollen keine Gehaltserhöhung“. Aber keine Panik – Me-
ckel betrachtet Roboter nicht als Ersatz, sondern als sinnvolle und 
effiziente Ergänzung von Journalisten, vor allem im Nachrichten-
journalismus. Wenn Nachrichten von einer Software produziert wür-
den, hätten Redaktionen mehr Geld für exklusive, aufwendig recher-
chierte und investigative Geschichten, schreibt sie.

Dass es auch im Jahr 2020 nicht ohne Journalisten geht, da-
von ist auch Laszlo Trankovits, ehemaliger Bürolei-
ter und Korrespondent der Deutschen Presse-Agen-
tur, überzeugt: „Die Medien und die professionellen 
Journalisten spielen eine Schlüsselrolle bei der Be-
obachtung historischer Ereignisse und der Beschrei-
bung und Bewertung politischer und gesellschaft-
licher Entwicklungen.“ Zwar signalisierten digitale 
Giganten wie Google und Facebook, dass ihnen die 
Zukunft gehöre, doch wenn es darum gehe, nützli-
che Antworten für die von Kriegen, Krisen und Ge-
walt gebeutelte Welt zu finden, könnten sie nicht 
mithalten und schrumpften zu Zwergen.

Aber was genau muss ein Journalist im Jahr 
2020 denn können? Dieser Frage nahmen sich sie-
ben Medienexperten in einem weiteren Beitrag 
an. „Es ist nicht das Was, sondern das Wie, das sich 
verändert“, betont Michael Haller, wissenschaftli-
cher Direktor des Instituts für Praktische Journa-
lismus- und Kommunikationsforschung in Leipzig. 
„Die Journalisten sollten transparenter, relevanter 
und im Dialog mit ihrem Publikum (Leser, User) ihre 
Funktion erfüllen.“ Haller zufolge sollten Journalis-
ten das Informations- und Medienverhalten ihres 
Publikums genau analysieren, um zur richtigen Zeit 
die richtigen Kanäle bespielen zu können. Um nicht 

vom automatisierten Newsfeed verdrängt zu werden, müssten sie als 
Kommunikatoren „deutlich professioneller“ werden.

Am „klassischen journalistischen Handwerkszeug“, zu dem 
gründliche Recherche und eine professionelle, verständliche Auf-
bereitung der Inhalte gehöre, werde sich nichts ändern, bemerkt 
Nadja Stavenhagen, Geschäftsführerin und Direktorin der Akade-
mie für Publizistik in Hamburg. Je nach Arbeitsfeld werde aber zu-
dem technische Kenntnis beziehungsweise Umsetzungskompetenz 
gefragt sein. Sie schätzt, dass im Jahr 2020 viele journalistische Pro-
jekte in einem interdisziplinären Team entstehen werden, weshalb 
es wichtig sei, die Sprache von Screendesignern, Produktmanagern 
und Usability-Experten zu verstehen.

EJO-Direktor Stephan Russ-Mohl verweist in dem Beitrag auf die 
Neuauflage seines Lehr- und Handbuchs „Journalismus“ – nicht nur, 

um die Werbetrommel zu rühren, sondern auch, 
weil ihm die Arbeit daran, wie er sagt, bewusst ma-
che, „wie unseriös Prognosen angesichts des Tem-
pos wären, in dem sich Technologien und Medi-
ennutzungsverhalten derzeit verändern“. Auf die 
Frage, was ein Journalist in der Zukunft können 
müsse, gebe es nur eine Antwort: „Weder ich noch 
sonst jemand weiß, was 2020 sein wird.“ Vor fünf 
Jahren, so Russ-Mohl, habe auch keiner ahnen kön-
nen, welche Rolle heute Smartphones und soziale 
Netzwerke für den Journalismus spielen würden.

Olaf Jahn, Geschäftsführer der BJS Berliner Jour-
nalistenschule, zufolge wird 2020 und in den darauf-
folgenden Jahren der Journalist erfolgreich sein, der 
sich „sozial kompetent“ auf Facebook, Twitter und 
anderen sozialen Netzwerken bewege und wisse, 
„wie die Leser ticken“. Der Journalist der Zukunft be-
reite seine Beiträge in verschiedenen Formaten für 
unterschiedliche Verbreitungskanäle auf – und ar-
beite vermutlich frei. Somit sei er „eine Marke mit 
eigener Gemeinde und denkt unternehmerisch“.

Genau gegen diese Zukunftsvorstellung des 
„Selbstoptimierungsalleskönnercracks, der seine In-
halte auf zig Kanälen spielt“ spricht sich die freie 
Journalistin Silke Burmester in ihrem Beitrag aus. Mit 

Der 82-seitige Almanach 
„Journalismus 2020.  
Die Macht der Medien 
von morgen“ der Deut-
schen Gesellschaft Quali-
tätsjournalismus kann ge-
gen eine Schutzgebühr 
von zehn Euro unter  
almanach@dgqj.de 
bestellt werden 

VON TINA BET TELS-SCHWABBAUER

Wie wird der Journalismus im Jahr 2020 aussehen? Die Deutsche Gesellschaft für Qualitätsjournalismus 
hat diese Frage handverlesenen Experten gestellt und ihre Antworten in einem Buch festgehalten.   
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sarkastischem Unterton erklärt sie, warum sie nie Unternehmerjour-
nalistin sein werde. Burmester kritisiert, dass es nicht mehr ausreiche, 
das gut zu machen, was Journalisten können, nämlich journalistische 
Darstellungsformen wie zum Beispiel Interview, Reportage und Kom-
mentar zu beherrschen. „Nein“, schreibt sie, „wir müssen so tun, als 
hätten wir elf andere Berufe auch noch gelernt. Den der Kamerafrau. 
Den der Cutterin. Der Toningenieurin. Der Fotografin. Der Grafike-
rin. Der Programmiererin. Der Webdesignerin. Der Moderatorin. Der 
Marketing-Expertin. Den der Social-Media-Managerin. Und den der 
Betriebswirtin – schließlich sollen ja auch die Zahlen stimmen.“ Den 
Unternehmerjournalisten bezeichnet Burmester als „omnipotenten 
Großkotzbrocken, der alles wuppt und alles kann.“

„Journalismus 2020“ ist spätestens seit Beginn des Jahrzehnts 
eines der Schlagwörter, wenn es um die Zukunft des Journalismus 
geht. Nur einige Beispiele: 2010 organisierte das Medienhaus Wien 
in Zusammenarbeit mit dem EJO und der Schweizer Journalisten-
schule MAZ die Konferenz „Journalism 2020“ und bat Journalisten, 
Wissenschaftler und Medienexperten aufs Podium, um über die 
Chancen und Aussichten des Journalismus der Zukunft zu diskutie-
ren. 2011 führten die Berliner Thinktank Stiftung neue Verantwortung 
und das Beratungsunternehmen IFOK die Umfrage „Journalismus 
2020“ durch, mit der herausgefunden werden sollte, wie Journalis-
ten in Deutschland den aktuellen Zustand und die Perspektiven ihrer 
Branche einschätzen. 2013 stieß Spiegel Online unter der Überschrift 

„2020 – Die Zeitungsdebatte“ eine Diskussion über die Zukunft des 
gedruckten Journalismus an.

Das Jahr 2020 rückt immer näher – in knapp drei Jahren wird es 
erreicht sein. So stellt auch Andreas Schümchen, Professor für Jour-
nalistik und Direktor des Instituts für Medienentwicklung und -ana-
lyse der Hochschule Bonn-Rhein-Sieg, in seinem Beitrag im Alma-
nach der Deutschen Gesellschaft Qualitätsjournalismus treffend fest: 
„2020, das ist sehr bald.“ Und in knapp drei Jahren werden sich seiner 
Ansicht nach die Anforderungen an Journalisten nicht so sehr von 
den heutigen unterscheiden: Journalisten sollten ein „echtes Inter-
esse daran haben, stellvertretend für ein Publikum etwas herauszu-
finden“, ihren Beruf als Dienstleistung betrachten und in der Lage 
sein, „fremde Menschen zu fragen und nicht nur im Internet nach 
Antworten zu suchen oder Pressemitteilungen unkritisch zu über-
nehmen“. �

Tina Bettels-Schwabbauer ist leitende Redakteurin der deut-
schen EJO-Website und wissenschaftliche Mitarbeiterin am Erich-
Brost-Institut für internationalen Journalismus an der TU Dort-
mund. Sie hat Online-Journalismus studiert und als Journalistin 
für verschiedene Print- und Online-Medien gearbeitet. Am 
Institut für Journalistik der TU Dortmund promoviert sie über 
Journalistenausbildung in Mittel- und Osteuropa.
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900  US-Dollar Honorar  
pro Tag für einen 
Text, das ist viel 

Geld. Dafür muss ein gewissenhafter Jour-
nalist lange recherchieren und schreiben. 
Oder gerade nicht. Zwei kanadische Teen-
ager veröffentlichten im Oktober 2015 ei-
nen Artikel, ihr Premierminister Trudeau 
plane die Legalisierung von Haschisch. Das 
war damals erstunken und erlogen, wurde 
aber gern geklickt. Einen Tag später waren 
durch Google-Ads 900 Dollar zusammen. 
Und die Geschichte hat inzwischen über 
20 000 Facebook-Likes. Auch von dort kom-
men Werbeeinnahmen. Immerhin nennen 
die beiden Jugendlichen ihre Website hot-
globalnews.com ganz offen „Satire News & 
Entertainment“ – jedem Leser kann also klar 
sein, was er da liest: Satire eben. Keine News.

Andere waren und sind weniger of-
fen: Die New York Times berichtet von ei-
nem anderen kanadischen Teenager, der 
über 20 000 US-Dollar mit Fake News er-

wirtschaftete. Fünf US-Dollar zahlte er für 
die Domain, auf der er dann erfundene 
Geschichten publizierte. Was im US-Wahl-
kampf besonders gut lief, waren Skandalge-
schichten über die Kandidaten Trump und 
Clinton, die die (negativen) Erwartungen 
der jeweiligen Gegner bedienten.

So etwas machen nicht nur Kanadier: 
Jugendliche in der mazedonischen Klein-
stadt Veles taten es auch. In der Stadt waren 
angeblich 140 Fake-News-Seiten angemel-
det. Ein Interesse am Wahlkampf oder gar 
dessen Ausgang hatten die Jugendlichen 
nicht, sie wollten nur verdienen. Inspirieren 
ließen sie sich von den Gerüchten auf Face-
book. Dann publizierten sie ihre Geschich-
ten, die die Gerüchte bestätigten, auf Web-
sites, die Nachrichtensites nachempfunden 
waren, und auch auf Facebook. Das Geld 
kam je nach der Menge der Klicks von Face-
book oder durch Google-Ads. Und es kam 
viel Geld, nicht nur nach mazedonischen 
Maßstäben.

Derartiges gibt es selbstverständlich 
auch in Deutschland. Gedruckt unter den 
Titeln Titanic und Eulenspiegel, im Internet 
unter Der Postillion („Ehrliche Nachrichten – 
unabhängig, schnell, seit 1845“), Kürzel 
dpo. Die Satireseite, die ihren Macher nährt, 
glänzt schon mal mit Schlagzeilen wie 

„Mindestlohn steigt um 34 Cent: Neureiche 
Friseurin weiß gar nicht, wohin mit all dem 
Geld“ oder, nach dem Anschlag auf dem 
Berliner Breitscheidplatz: „Von der Leyen er-
leichtert, dass jetzt niemand Deutschlands 
Kriegsbeteiligungen hinterfragt“. In die-
sem Beitrag der Satz „Immerhin, so von der 
Leyen, hätte man doch wirklich einmal fra-
gen können, wie das zusammenpasst, sehr 
viele Flüchtlinge aufzunehmen und sich 
gleichzeitig durch eine Kriegsbeteiligung 
ins Fadenkreuz des IS zu begeben“. So et-
was läse man gern auch mal in „seriösen 
Medien“, dort ist dergleichen aber rar gesät.

Seit das Gerücht in der Welt ist, solche 
Nachrichten hätten das Potenzial, Wahl

VON ALBRECHT UDE

Was ist schlimmer: BILD oder der Postillion? Ein Troll oder ein Bot? Hat Till Eulenspiegel 
Fake News verbreitet? Den Menschen fällt es offenbar zunehmend schwer, zwischen  
einer seriösen Nachricht und Propaganda zu unterscheiden. Da wird es Zeit für ein kleines  

„Was ist was?“ und Tipps zum Umgang mit vermeintlichen Falschmeldungen.
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ergebnisse zu beeinflussen, sind Fake News 
auch ein Thema für die Politik geworden. 
Der Wahlkampf in Deutschland beginnt ja 
gerade. 

Ob Fake-News-Seiten tatsächlich so 
wirkmächtig sind, ist zumindest nicht be-
wiesen. Zwei US-amerikanische Forscher 
haben es gerade untersucht und bestrei-
ten es. Sie schreiben, soziale Medien seien 
wichtig als politische Informationsquelle, 
aber nicht dominant. 14 Prozent der Ame-
rikaner hätten soziale Medien als ihre „wich-
tigste“ Quelle vor den Wahlen genannt. 
Und sie kommen zu der Einschätzung, 
wenn Fake News die Wahlen beeinflusst 
hätten, müsse jeder Fake-News-Artikel die 
Wirksamkeit von 36 Fernsehwerbungen ha-
ben. Das ist nicht wirklich wahrscheinlich.

Dennoch sieht nach einem Presse-
bericht der Bundeswahlleiter die Gefahr 
durch Fake News: „Die Bürger und die Me-
dien müssen in diesem Wahlkampf beson-
ders sensibel auf Nachrichten reagieren. Sie 
müssen wissen, dass es Versuche gibt, sie 
zu manipulieren.“ Sie müssten „durch noch 
sorgfältigere Prüfungen falsche von richti-
gen Informationen unterscheiden“.

Einige Bundesländer haben gefordert, 
schärfer gegen Falschmeldungen im Inter-
net vorzugehen, für deren Verbreitung so-
genannte Social Bots eingesetzt werden. 
Der Bundesrat verlangt die Bestrafung der 
Betreiber solcher Bot-Netze. Es gab eine Ex-
pertenanhörung im Bundestag. Parteien 
fordern die Regulierung und Löschung von 
Fake News – was letztlich Zensur wäre.

Tatsächlich hat das amerikanische Web-
portal Buzzfeed gerade herausgefunden, 
dass viele Nachrichten über Angela Mer-
kel in den sozialen Netzen gefälscht sind. 
Die meistgeteilten stammten oftmals aus 
rechtsextremen oder verschwörungstheo-
retischen Quellen.

Als Beispiel wird die mit einem Bild il-
lustrierte „Nachricht“ genannt, Merkel habe 
ein Selfie mit einem der Attentäter von 
Brüssel gemacht. Ein Facebook-Post dazu 
wurde mehr als 32 000 Mal gesehen. Die 
Recherche der Deutschen Welle, die den 
wahren Kontext des Bildes offenlegte, kam 
gerade einmal auf 13 000 Interaktionen. 

Die Aufregung und die Unsicherheit 
sind also groß. Aber worüber eigentlich – 
Fake News, was ist das? Was ist denn ei-
gentlich gemeint?

Zunächst ist das Wort ein Oxymoron, 
ein Widerspruch in sich, so wie George Or-
wells Sätze „Krieg ist Frieden, Freiheit ist 
Sklaverei, Unwissenheit ist Stärke“ – be-

zeichnenderweise heißt das in seinem Werk 
„1984“ Newspeak. 

Fakes sind keine News. Nachrichten 
sind keine Fakes. Jedenfalls ist das der An-
spruch. Entweder – oder!

Um ein paar Begriffe zu klären (sehr 
ausführlich hat das Markus Reuter auf netz-
politik.org gemacht):

News: Das sind die brandaktuellen, wichti-
gen, gut recherchierten, solide mit Hinter-
grundinformationen versehenen, in den 
Kontext eingeordneten und neutral darge-
botenen Nachrichten, die von ausgebilde-
ten Journalisten in etablierten, soliden Me-
dien verbreitet werden. Ausschließlich das 
sind News.

Etwas weniger schwülstig und profa-
ner formuliert: News sind, woran etablierte 
Medien Geld verdienen. Sonst nix. Bezeich-
nenderweise stimmen viele etablierte Me-
dien nur zu gern in die Unkenrufe über Fake 
News mit ein.

Fake News: So kann man jede Nachricht 
bezeichnen, ob sie stimmt oder nicht. Nur 
von falschen Nachrichten zu sprechen, 
greift zu kurz, weil dabei die Intention, der 
erwünschte Zweck nicht berücksichtigt 
wird. Es gibt falsche Nachrichten schlicht 
aus Irrtum, Dummheit oder dem überstei-
gerten Willen, der Erste sein zu wollen, der 
die Neuigkeit veröffentlicht. Am 17. Januar 
meldeten Das Erste, Phoenix, Spiegel Online, 
Zeit Online, der MDR, die NZZ, Stern.de und 
der n-tv-Chefkorrespondent via Twitter als 
Eilmeldung, das Verfassungsgericht habe 
die NPD verboten. Während der Gerichts-
präsident Andreas Voßkuhle noch sprach. 
Und von einem Verbot war bekannterma-
ßen nicht die Rede, Voßkuhle hatte ledig-
lich eingangs der Urteilsverkündung die 
Anträge zitiert, über die entschieden wor-
den war – so ist es gute Praxis bei Gericht: 
erstmal klarstellen, worum es geht. Den an-
wesenden Journalisten war das anschei-

nend unbekannt. Da kann man schon 
fragen, wen die Medien eigentlich da hin-
schicken und wer zum Teufel die ausgebil-
det hat. Sollte so ein Fehlverhalten sankti-
oniert werden? Ja, das sollte es! Aber wie?

Wie üblich bei solchen Pannen wurden 
die Entschuldigungen teils noch schlim-
mer: Manche löschten die falschen Tweets 
stillschweigend und kommentarlos, an-
dere schwurbelten Entschuldigungen. Von 
NZZ.at kam gar die, nun ja, Erklärung: „Wir 
haben den Fehler gemacht uns auf Spiegel 
Online zu verlassen.“ Das kann man in der 
Tat als Fehler bezeichnen. Und ebenso die-
sen lapidar-dreisten Versuch, journalistische 
Verantwortung zu verschieben: Spiegel On-
line hat den Fehler gemacht, wir haben ja 
nur abgeschrieben. So, so. Wozu sollte man 
NZZ.at künftig noch lesen, Spiegel Online 
scheint ja die bessere, jedenfalls die schnel-
lere Quelle zu sein.

Wie oft es etablierten Medien gerade 
nicht gelingt, korrekte Nachrichten zu brin-
gen, das zeigt die permanente Berichter-
stattung vom BildBlog, von ÜberMedien und 
von Stefan Niggemeier. Und oft genug hat 
man es in den Medien nicht mit schlichten 
Fehlern zu tun, sondern mit bewusst ge-
steuerten Kampagnen. Wo ist da der Unter-
schied zu Fake News auf Facebook? Es gibt 
nur einen: an Facebook verdienen die Me-
dien nicht.

Eine besonders einfach zu produzie-
rende Form von Fake News gibt es in sozi-
alen Netzen: Man verlinkt einen echten Ar-
tikel, ändert aber den Anreißertext, meist 
in reißerischer Form. Likes und Klicks kann 
so eine Falschnachricht ja auch bekommen, 
ohne dass der echte Artikel überhaupt ge-
lesen wird.

Fake-Seiten: Webseiten, die absichtlich fal-
sche Informationen verbreiten. Wiederum 
ist fraglich, wie man das definiert.

Als Trolle bezeichnet man menschliche 
Nutzer, die aus Überzeugung oder gegen 
kleines Geld bestimmte Meinungen ver-
breiten, Kommentarspalten fluten, provo-
zieren, beleidigen. Ebenso gibt es ganze 
Troll-Armeen, mit denen gezielt und mas-
siv die Meinung im Netz beeinflusst werden 
soll. In der VR China gibt es die Wu-Mao-Ar-
mee (Fünf-Groschen-Armee), die allerdings 
vor allem im Inland eingesetzt wird. Auch 
Russland wird der Einsatz von Troll-Armeen 
nachgesagt. Und selbstverständlich greifen 
auch PR-Agenturen gern auf dies probate 
Mittel zurück, wenn die Bezahlung stimmt.

 Lügen, verfälschte und  
 gefälschte Geschichten, Satire  
 und Propaganda, all das ist ja  
 nichts Neues. Das war schon  
 zu Zeiten Till Eulenspiegels  
 und des Freiherrn von  
 Münchhausen ein alter Hut. 
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Bots nennt man maschinell gesteuerte Ac-
counts. Von außen, für andere Nutzer, se-
hen die wie ganz normale Accounts aus. 
Nur dass hier eben kein Mensch agiert, son-
dern ein Programm. Das ist nicht unbe-
dingt schlecht, viele Bots haben sehr nütz-
liche Funktionen. Aber selbstverständlich 
lässt sich damit auch viel Schaden anrich-
ten, vor allem, wenn Bots massenhaft zu 
Bot-Netzen zusammengeschaltet werden, 
die dann ferngesteuert werden.

Gerade haben Forscher ein Bot-Netz 
aus gefakten Twitter-Accounts entdeckt, 
dem sie den Namen Star Wars gaben. Zu 
dem Netz sollen mehr als 350 000 Bots ge-
hören, und es blieb seit 2013 unentdeckt, 
war also sozusagen im Schlummerzu-
stand. Mit so einem Netz kann man leicht 
die Zahl der Likes, Shares und Comments 
einer bestimmten Seite oder Geschichte in 
die Höhe treiben und deren Beliebtheit vor-
spiegeln – um nur ein Beispiel zu nennen.

Algorithmen sind programmierte Befehls- 
und Entscheidungsabfolgen, mit denen 
zum Beispiel Google entscheidet, welche 
von tausenden Suchtreffern auf eine An-
frage auf der ersten Seite gezeigt werden. 
Bei Facebook entscheiden Algorithmen, 
welche Posts die einzelnen Nutzer in ihrer 
Timeline zu sehen bekommen.

Soweit nur einige Begriffe, der Wahrheit 
kommt man mit solcher Kategorisierung 
aber nicht wirklich näher.

Was nun, was tun?
Lügen, verfälschte und gefälschte Ge-
schichten, Satire und Propaganda, all das 
ist ja nichts Neues. Das war schon zu Zei-
ten Till Eulenspiegels und des Freiherrn von 
Münchhausen ein alter Hut. Und dass man 
mit Lügen und Propaganda den Ausgang 
von Wahlen beeinflussen kann, das nennt 
man, seit es Wahlen gibt, nun ja, eben 
Wahlkampf. Nothing New on the Western 
Frontier.

Moralisieren bringt gar nichts. Schon 
klar, dass Lügen, bewusste Lügen und bös-
willige Propaganda verabscheuungswür-
dig sind. Aber so kommt man ihnen nicht 
bei. Zudem: Es gibt die Meinungsfreiheit, 
und die ist ein hohes Gut. Sie schließt das 
Recht auf Irrtum und, ja, auch das Recht auf 
die Lüge mit ein. Seine Grenzen findet es in 
der Beleidigung, der üblen Nachrede, dem 
Rufmord und der Volksverhetzung – gegen 
die gibt es eigene Gesetze. Überdies: Jeder 
Romanschriftsteller verbreitet Unwahrhei-

ten, um Geld zu verdienen und Aufmerk-
samkeit zu bekommen. Und das Geschäfts-
modell ist akzeptiert, seine Protagonisten 
werden bewundert, ja angehimmelt und 
mit Preisen ausgezeichnet.

Also vielleicht die Menschen besser aus-
bilden, damit sie Fakes erkennen? Der Ge-
danke ist nicht ohne Romantik und Träume-
rei. Menschen besser auszubilden, das steht 
in diesem Land schon seit Jahrzehnten auf 
der Tagesordnung und findet sich folglich 
in jeder politischen Sonntagsrede. „Und ge-
nau darum hat es zu gehen: um den Men-
schen im Mittelpunkt unseres Handelns.“ 
So jüngst Angela Merkel. Jeder kennt sol-
chen Quark und legt dann die Zeitung bei-
seite oder schaltet das Radio aus.

So wird das nichts, so kommen wir 
nicht weiter! Erstens: Wer einer Lüge wider-
spricht, ist immer in der schlechteren Po-
sition des Reagierenden. Er spricht erst als 
Zweiter, eben erst, wenn die Lüge schon 
gesagt wurde. Unwillkürlich glauben wir 
Menschen aber meist demjenigen mehr, 
den wir zuerst hören.

Zweitens ist es leicht, sich eine Lü-
gengeschichte auszudenken, und es geht 
schnell. Die Lüge zu widerlegen braucht Ar-
beit (Recherche) und Zeit.

Schließlich ist das eine Generationen-
aufgabe, die schon in den Grundschulen 
beginnen müsste. Spätestens dann, wenn 
die jungen Menschen ihr erstes Mobiltele-
fon bekommen. Ja, vielleicht wird es einmal 
Zeiten geben, in denen sich jemand lächer-
lich macht, wenn er sagt: „auf Facebook 
hab ich gelesen…“ Aber das wird wahr-
scheinlich noch eine Weile dauern.

Es gibt Projekte, die sich mit der Entlar-
vung von Fake News ernsthaft und auch 
erfolgreich befassen. Neben den schon 
genannten Medien-Watchblogs sind das 
folgende:

Hoaxmap.org
sammelt Gerüchte (im Netzjargon Ho-
axes), die von Medien beweiskräftig wi-
derlegt wurden, und präsentiert sie nach 
Schlagworten, Orten und auf einer interak-
tiven Karte. Schon die so sichtbare schiere 
Menge der Hoaxes ist beeindruckend. Das 
Projekt war letztes Jahr für den Grimme-
Online-Award nominiert.

Geschichtscheck.de
Hier arbeiten Historiker an der Klärung ge-
schichtlicher Fakten, wenn diese in sozialen 
Medien diskutiert werden. Damit dort we-
niger Mythen verbreitet werden.

Mimikama.at
ist ein österreichischer Verein, der unter 
dem Motto „zuerst denken, dann klicken“ 
(ZDDK) agiert. Die ehrenamtlichen Mit-
glieder greifen Falschmeldungen und Ge-
rüchte aus sozialen Medien auf und warnen 
vor ihrer unreflektierten Verbreitung. Der 
Verein betreibt unter hoaxsearch.com eine 
Suchmaschine für Fakes im Netz.

Botswatch.de
identifiziert Bots anhand deren Aktivität 
(zum Beispiel regelmäßig mehr als täglich 
50 Tweets) und analysiert dann deren Ver-
halten.

Hoaxinfo.de
ist in Deutschland der Veteran unter den 
einschlägigen Informationsseiten. Er bietet 
viele Infos zu bekannten Hoaxes und Ket-
tenbriefen.

Hoaxilla.com
Ein „skeptisches Podcast“, das moderne Sa-
gen (Urban Legends) aus skeptisch-wissen-
schaftlicher Perspektive auseinandernimmt. 
Alle vierzehn Tage erscheint eine neue 
Folge, es gibt bereits mehr als 200. Folge 
202 nimmt die „Fake News“ in den Blick.

Weitere Projekte sind in Planung bezie-
hungsweise in Gründung. Im Januar wurde 
in Berlin Schmalbart gegründet. Der Name 
ist eine Anspielung auf das US-Propagan-
daportal Breitbart, das angeblich einen 
deutschen Ableger plant. Das Netzwerk 
aus über 150 Medien- und Kommunikati-
onsprofis formiert sich derzeit. Es will auf 
die Debattenkultur im Netz einwirken.

Der Rechercheverbund Correctiv wird 
in Kooperation mit Facebook eine „Repor-
terfabrik“ aufbauen, um Nutzer besser aus-
zubilden. Das Netzwerk selbst startet das 

 Eine besonders einfach  
 zu produzierende Form  
 von Fake News gibt es  
 in sozialen Netzen:  
 Man verlinkt einen echten  
 Artikel, ändert aber den  
 Anreißertext, – meist in  
 reißerischer Form. 
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Wer noch keine PressCredit-
Card beantragt hat, für den 
gibt es jetzt einen besonde-

ren Anreiz, das exklusiv für die Mitglieder 
von DPV und bdfj angebotene Zahlungs-
mittel zu bestellen: Wer bis zum 30. Juni 
2017 die neue gebührenfreie Mastercard 
GOLD der Advanzia Bank beantragt, hier-
bei seine gültige E-Mail Adresse mit ange-
geben und die Kreditkarte bis zum 15. Juli 
2017 mindestens einmal zur Zahlung einge-
setzt hat, nimmt automatisch an einem Rei-
segutschein-Gewinnspiel teil.

Insgesamt gibt es drei Mal einen Reise-
gutschein in Höhe von jeweils 1.000 Euro zu 
gewinnen. Die Ziehung der Gewinner je-

weils eines Gutscheines erfolgt am 15. Mai, 
15. Juni sowie am 17. Juli 2017 unter den 
Teilnahmeberechtigten mit mindestens ei-
nem Kartenumsatz. 

Die exklusive PressCreditCard kann ganz 
bequem online beantragt werden. Das An-
tragsverfahren für die Mitglieder der beiden 

Verbände DPV und bdfj wurde vereinfacht 
und kann sowohl für das Mitglied selbst als 
auch für den Partner genutzt werden.

Alle weiteren Informationen zum Ge-
winnspiel und auch zur Beantragung der 
Kreditkarte für Journalisten finden Sie unter 
www.presscreditcard.de. �

Jetzt PressCreditCard beantragen und gewinnen!

Advanzia Bank verlost bis Juli 
jeden Monat einen Reisegutschein 
in Höhe von 1.000 Euro

„Facebook Journalism Project“ um mit Me-
dien zusammen gegen gefälschte Nach-
richten vorzugehen. Das erinnert an die 
von Google angestoßene Digital News Initi-
ative (DNI). Correctiv soll Facebook auch da-
bei helfen, Nachrichten zu prüfen. Als falsch 
ermittelte Beiträge sollen dann markiert 
werden und weniger sichtbar sein. Noch 
sind viele Details offen. Immerhin sollen 
als solche erkannte Falschmeldungen nicht 
nur einfach markiert werden, sondern auch 
allen, die sie gelesen haben, mit der Markie-
rung und Link auf die Begründung erneut 
angezeigt werden.

Fraglich aber ist die Rolle von Facebook 
und anderen Betreibern sozialer Netze: 
Geht es denen überhaupt um eine effektive 
Bekämpfung falscher Nachrichten? Solange 
das Geschäftsmodell auf der Zeitdauer ba-
siert, die Nutzer online sind und ihnen Wer-
bung eingeblendet wird, ist eines klar:  Ein 
Nutzer, der 30 Fake News anklickt, bringt 
mehr ein als einer, der zehn gut recher-
chierte Artikel liest. Das Geschäftsmodell ist 
der Knackpunkt.

Eine Vielzahl von Initiativen und Ideen 
also. Dazu Anleitungen, wie man Fake 

News dekonstruiert, also als solche erkennt, 
es gibt sie zuhauf (darunter auch solche aus 
meiner Feder). Ob sie was nützen? Vielleicht 
Einzelnen, die danach trachten sich fort-
zubilden; der Gesellschaft insgesamt be-
stimmt nicht. Dem Problem, das Fake News 
ohne Zweifel sind, kommt man so nicht bei.

Die Lösung heißt: Geld
Noch einmal zurück zu diesen jungen Leu-
ten, die da einfach so Falschmeldungen lan-
cieren, um damit möglichst viel Geld zu 
verdienen. Denen sollte man mal… einen 
renommierten Wirtschaftspreis verleihen! 
Die haben verstanden, wie Kapitalismus 
im digitalen Zeitalter funktioniert, was die 
sogenannte Aufmerksamkeitsökonomie 
bedeutet: „It‘s the economy, stupid“, Wirt-
schaft, es geht ums Geld, es geht um mög-
lichst viele Rubel, die in die eigene Richtung 
rollen! Es ist nicht wichtig, die Wahrheit 
zu sagen oder zu schreiben, es ist wich-
tig, wahrgenommen zu werden. Wahrneh-
mung ist verwertbar, Wahrheit nicht (oder 
sagen wir: anders und sehr viel schwieriger).

Fake News sind nichts Neues. Neu ist, dass  
man so leicht damit Geld verdienen kann.

Moral beiseite! Nicht aus Mangel an 
Haltung, sondern schon aus der Erkennt-
nis, dass Menschen immer die Moral bei-
seite schieben, weichklopfen oder kleinre-
den werden, wenn es Geld zu verdienen 
gibt – und noch dazu so viel und so leicht. 

„Erst kommt das Fressen, dann die Moral.“ In 
einer Gesellschaft, in der die Ungleichheit 
und die Armutsangst permanent anstei-
gen, haben viele Leute permanent Hunger 
und denken dementsprechend ans Fres-
sen. Man kann auch sagen: Ans Fressen zu 
denken, gehört zum kapitalistischen klei-
nen Einmaleins (denkt gerade jemand an 
Trump?). 

Es gibt nur einen effektiven Hebel: Im 
Kapitalismus ist die wirkmächtigste Sank-
tion das Geld! Geldhahn abdrehen. Und 
das nicht nur für die Faker, sondern auch für 
ihre Kuriere: Facebook und Google. Wenn 
ein kanadischer Halbstarker mit einer Fake 
News 900 Dollar am Tag verdient, heißt das 
ja nichts anderes, als dass Facebook und 
Google daran mitverdienen. Das muss man 
abschöpfen. Wenn man ein Vergehen wirk-
sam bekämpfen will, darf es sich wirtschaft-
lich nicht lohnen! �
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Mai 2017
Ein Jahrzehnt erfolgreichen Engagements 
der bdfj

Vor genau 10 Jahren wurde die bdfj Bun-
desvereinigung der Fachjournalisten gegründet. 
Unter ständiger Kommunikation mit Journalis-
ten sowie anderen Verbänden und Institutionen 
hat sich die bdfj weiterentwickelt und neuen Ge-
gebenheiten angepasst. So ist aus der Organi-
sation die größte Interessenvertretung exklusiv 
für zweitberuflich tätige Journalisten in Deutsch-
land entstanden.

Fotos für die Pressefreiheit 2017
Wie in jedem Jahr erscheint zum 3. Mai der 

Bildband „Fotos für die Pressefreiheit“. Dafür stel-
len international renommierte Fotografen ihre 
Werke zur Verfügung. Die Erlöse aus dem Verkauf 
der Bände kommen direkt der Arbeit von Repor-
ter ohne Grenzen (ROG) zugute. Stellvertretend 
für das Journalistenzentrum Deutschland ist der 
DPV 3-Sterne Mitglied bei ROG.

Kongress der UN zum Tag der Pressefreiheit
Vorstandsmitglieder der Journalistenver-

bände DPV und bdfj nehmen auf Einladung der 
Vereinten Nationen an der wichtigsten Veranstal-
tung zum Tag der Pressefreiheit teil. Über vier 
Tage diskutieren Fachleute aus aller Welt darü-
ber, wo die Meinungsfreiheit gefährdet ist und 
wie dieser Entwicklung entgegengewirkt wer-
den kann. Wir verteidigen Medien vor den At-
tacken auf ihre Unabhängigkeit und zollen den 
Journalisten Tribut, welche ihr Leben bei der 
Ausübung des Berufs verloren haben. Der 3. Mai 
erinnert Regierungen daran, das Erfordernis der 
Meinungsfreiheit zu respektieren. Gleichzeitig 
nutzen Journalisten und Medienhäuser den Tag, 
um ihre eigenen Anforderungen an die Presse-
freiheit und an professionelle ethische Grund-
sätze zu reflektieren. Irina Bokova,  Generaldirek-
torin der UNESCO, spricht die Eröffnungsrede.

April 2017
Gespräche im Bundesjustizministerium über 
geplantes Netzwerkdurchsetzungsgesetz

Vertreter von DPV und bdfj nehmen im 
Bundesministerium für Justiz und Verbraucher-
schutz an einem Gespräch mit Staatssekretär 
Ulrich Kelber (MdB) teil. Wenige Wochen zuvor 
brachte eine breite Allianz von Wirtschaftsver-
bänden, netzpolitischen Vereinen, Bürgerrechts-
organisationen und Rechtsexperten mit einer 
Deklaration für Meinungsfreiheit ihre Sorge um 
die Auswirkungen des vom Bundeskabinett ver-
abschiedeten Netzwerkdurchsetzungsgesetzes 
zum Ausdruck. In dem Gespräch warnten die 

Bündnispartner erneut vor einem gesetzgeberi-
schen Schnellschuss, der den offenen Meinungs-
austausch im Netz gefährdet.

Gericht bestätigt erneute Einstweilige  
Verfügung gegen DJV

Das Landgericht Hamburg bestätigt erneut 
eine Einstweilige Verfügung gegen den Deut-
schen Journalistenverband (DJV) und weist des-
sen Widerspruch zurück. Der zuständigen Kam-
mer zufolge hat die Gewerkschaft in ihrem 
Mitglieder- und Abonnementenmagazin Jour-
nalist als Herausgeber unlautere Aussagen über 
den DPV verbreitet. Das Urteil ist zum Zeitpunkt 
des Redaktionsschlusses noch nicht rechtskräftig.

Dank exklusiver Rahmenverträge berufliche 
Kosten niedrig halten 

Die Digitalisierung wird in Deutschland vor-
angebracht und macht auch vor den Büros oder 
dem Home-Office unserer Mitglieder nicht halt. 
Viele Journalisten stehen dieses Jahr wieder vor 
der Entscheidung, welche Telefonlösungen für 
sie die Richtigen sind. Um die beruflichen Kosten 
für Telekommunikation niedrig zu halten, bie-
tet Ihnen das PressPhone die Tarife aller gängi-
gen Netzanbieter. Wie in den vergangenen Jah-
ren hat unser Partner ratsam GmbH wieder eine 
besondere Aktion gestartet, damit Medienschaf-
fende von exklusiven Rahmenverträgen der 
Netzbetreiber Telefonica O2, Telekom und Voda-
fone profitieren können.

Diskussion um die Zukunft von  
Bildjournalisten

Im Rahmen des Fotowettbewerbs Best of 
Czech Photo kommen Vertreter des Journalis-
tenzentrum Deutschland mit Bildjournalisten 
zusammen, um über die Situation von profes-
sionellen Fotografen zu diskutieren und daraus 
Zukunftslösungen zu entwickeln. Die Mitglieder 
von DPV und bdfj arbeiten in allen Medienberei-
chen, in denen professioneller Journalismus aus-
geübt wird und erreichen ein millionenfaches 
Publikum.

Ermäßigte Teilnahme für DPV & bdfj  
Mitglieder am IPI-Kongress 2017

Dank einer exklusiven Kooperation können 
Mitglieder von DPV und bdfj, Redakteure und 
Unterstützer von einer stark ermäßigten Teil-
nahmegebühr profitieren. Jedes Jahr vereint der 
Weltkongress des International Press Institute 
Hunderte internationale Top Medien-Führungs-
kräfte, Redakteure und Journalisten, die sich der 
Förderung von Qualitätsjournalismus und Pres-

Engagement – RückBLENDE
sefreiheit widmen. In diesem Jahr lädt IPI nach 
Hamburg ein, einem der größten Medienhubs in 
Europa. DPV & bdfj haben einen Vertreter in den 
Vorstand von IPI-Deutschland entsandt.

März 2017
Bildung für Medienmacher – aktualisierte 
Schrift erschienen

Ob Erststudium oder Fortbildung – die von 
DPV und bdfj verfasste Schrift „Ausbildung. Wei-
terbildung. Fortbildung“ (Nr. 8506) aus der Reihe 
Wissen für Journalisten hilft weiter. Das Werk ist 
komplett überarbeitet neu erschienen. Es gibt 
Medienschaffenden in Deutschland den wohl 
umfassendsten Überblick über die Institutionen, 
welche ihr Wissen aus dem Bereich der Journalis-
tenausbildung vermitteln.

Pressereisen nach Pakistan, Iran &  
Afghanistan organisiert

Wir werden gelegentlich gefragt, warum die 
Journalistenverbände DPV und bdfj Pressereisen 
organisieren. Die Antwort mag für jeden Bericht-
erstatter individuell ausfallen – nachfolgend nur 
einige Stichwörter zur Motivation aus der Sicht 
einer Berufsorganisation: Der journalistische Ho-
rizont wird kompakt erweitert, der Zugang zu 
Ländern und Kontakten, welcher für den Einzel-
nen sonst schwer oder überhaupt nicht umsetz-
bar wäre, wird ermöglicht. Eine unabhängige 
Berichterstattung wird durch uns gewährleis-
tet. Der persönliche Eindruck vor Ort ist wertvol-
ler und nachhaltiger als eine reine Archivarbeit, 
Bilder und Erlebtes bleiben länger im Gedächt-
nis. Die Teilnehmer werden Botschafter der 
Meinungsfreiheit. Aus diesen Gründen hat das 
Journalistenzentrum Deutschland erneut drei 
besondere Pressereisen initiiert. 

Februar 2017
Mitarbeiterschulung auf neues  
Redaktionssystem

Teammitglieder der Bundesgeschäftsstelle 
nehmen an einer Schulung auf ein neues Re-
daktionssystem teil. Dieses vermeidet Dubletten 
und ermöglicht ein effektiveres Engagement für 
den Beruf des Journalisten.

Aktuelle Hinweise zum Engagement des 
Journalistenzentrum Deutschland finden  
Sie unter www.berufsvertretung.de
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www.hamburger-stiftung.de

Ihre Spende ist steuerlich absetzbar.

Jetzt 

informieren &

spenden
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BIC: HASPDEHHXXX, IBAN: DE 5320 0505 5010 2225 0359

Immer noch nervös - 

aber in Sicherheit!
Ich habe wieder angefangen zu arbeiten!

Aleksei Bobrovnikov, Journalist aus Kiew, Ukraine
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Seit über drei Jahrzehnten rettet die Hamburger 

Stiftung für politisch Verfolgte mutige Menschen 

wie Aleksei Bobrovnikov – Stipendiat in 2017.

Für die Einladung eines verfolgten Journalisten in 
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Sie sind Journalist?

Profitieren Sie von hervorragendem Service, Fachinformationen, 
qualifizierter Beratung, Presseausweis, wirksamem Engagement, 
Medienversorgung und zahlreichen weiteren Leistungen. 

Die Journalistenverbände informieren Sie gerne:

Journalistenzentrum 

Deutschland

Stresemannstr. 375

D-22761 Hamburg

Tel. 040 / 8 99 77 99

info@journalistenverbaende.de

MITGLIED IN DER

MITGLIED IN DER

MITGLIED IN DER

www.journalistenverbaende.de
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